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Im Reich der Spitzfindigkeiten     Kürzlich habe ich mir eine längst überfällige 

Wiederlektüre von Heinrich Hannovers Wälzer Die Republik vor Gericht verordnet. Das 

Werk erschien erstmals 1998/99 in zwei Bänden [1]. Ich bereue die Roßkur nicht. Obwohl 

das Unrecht, das der bekannte linke Rechtsanwalt in diesen Erinnerungen aus rund vier 

Jahrzehnten juristischen Wirkens versammelt hat, noch keine »Killerviren« kannte, beißt 

es einen tüchtig ins Gedärm. Zuweilen droht man sogar wie ein Knirps vor ohnmächtiger 

Wut zu platzen. In der vielgerühmten Demokratie gehöre »das Recht des Stärkeren« 

keineswegs der Vergangenheit an, stellt Hannover resümierend auf Seite 919 fest. Der 

Schwache kann weder eigene Prominenz noch Staranwälte in die Waagschale werfen. Er 

rennt sich den Kopf an kapital- und staatsfrommen Juristen ein, die auf legalem Wege 

nahezu unangreifbar sind. Wie später auch sein journalistischer Freund Günther Schwar-

berg in seinen empfehlenswerten Erinnerungen [2], prangert Hannover unermüdlich die 

herrschende Doppelmoral an. Er scheut sich nicht, von Gesinnungs- oder Klassenjustiz 

und schlicht von Unmenschlichkeit zu sprechen. 1971 wird die 20jährige RAF-Kämpferin 

Petra Schelm von Polizisten erschossen – wahrscheinlich hinterrücks. Ihr von Hannover 

verteidigter Begleiter Werner Hoppe bekommt wegen unbewiesener »Mordversuche« 10 

Jahre Zuchthaus. Ihm die Geliebte zu töten, war noch nicht Strafe genug.

Leider fing die Demonstration der Stärke schon gleich inmitten der Trümmerberge 

der frühen Nachkriegszeit an, als sich Scharen von tatsächlichen oder angeblichen Kom-



munisten plötzlich vor Gericht genau jenen in eindrucksvollen Richter-Roben steckenden 

Faschisten gegenüber sahen, die doch eigentlich eben erst von unseren britischen und 

nordamerikanischen Freunden besiegt worden waren. In der Tat kommt Hannovers 

verdienstvolle Fleißarbeit schon fast einem Kritischen Lexikon zur deutschen Nachkriegs-

geschichte gleich. Im großen und ganzen ist sie sogar flüssig geschrieben. Strapazen stellen 

einige Fälle dar, die er für mein Empfinden zu detail- und belegreich ausbreitet. Ich führe 

als Beispiele Kampa, Roth/Otto, Raths-Konditorei an. Der Nichtjurist kann ihnen nur noch 

unwillig folgen. Vielleicht wäre es sinnvoller gewesen, es im Haupteil bei den Grundzügen 

und Ergebnissen des betreffenden Verfahrens zu belassen und die Winkelzüge und Belege 

in einem Anhang zu geben. Als alter Antiautoritärer befremdet mich außerdem Hannovers 

Verbeugung vor allen Akademikern. Ob Freund oder Feind, beispielsweise Bundeskanzler 

Dr. Adenauer, Amtsgerichtsrat Dr. Borchert, der Angeklagte Dr. Hans Modrow, Zeuge Dr. 

Wolfgang Schäuble – er macht sich nie der Unterschlagung ihres einschüchternden Titels 

schuldig, »Professor« selbstverständlich eingeschlossen. Aber diese Unsitte teilt der Jurist 

aus Worpswede (bei Bremen) mit vielen anderen »linken«, gegen die Macht ankämpfen-

den Memoirenschreibern, etwa Arthur Koestler. Nur nicht mit Kurt Tucholsky. »Der Titel 

erstickt jeden Widerspruch und erspart dem Titelträger jede Tüchtigkeit. Er steckt sich 

hinter den Titel, und das Übrige besorgt dann schon die Dummheit derer, die den Titel 

anstaunen und ihn um des Titels willen, den sie nicht haben, aber gern hätten, beneiden. 

[…] Der Titel soll den Träger immer wieder an seine eigne Herrlichkeit gemahnen. Es wäre 

nichts gegen ihn einzuwenden, wenn er nur den Angeredeten auszeichnete; er drückt aber 

bewußt alle die, die ihn nicht haben. Er ist im tiefsten Sinn undemokratisch.« [3]

Sieht sich Hannover gezwungen, allen Verästelungen eines Falles nachzugehen, 

hängt es freilich damit zusammen, daß unsere Gesetze wie unsere Richter in der Regel 

unglaublich »spitzfindig« sind, wie er einmal auf Seite 827 sagt. Dazu gesellt sich dann die 

unnachgiebige Buchstabengläubigkeit, die in Deutschland spätestens seit Dr. Martin 

Luther stets vorzügliche Karten hat. Gesetz ist Gesetz, Befehl ist Befehl – man kennt diesen 

Holzhammer, der auf die unterschiedlichsten Köpfe und Fälle paßt und Einfühlung und 

Mitleid für heimtückische, von Ausländern eingeschleuste Viren hält. Urteilskritik sei mal 

unmöglich, schreibt Hannover, mal völlig zwecklos. Meines Erachtens liegt der Grund für 

diesen undurchdringlichen justiziellen Dschungelverhau in den Institutionen Recht und 

Rechtsstaat selber. Hannover stellt sie leider in diesem Werk nie in Frage. Sie haben seit 

den antiken Foren in Athen und Rom eine gefräßige Aufblähung (von Gesetzen und 

Auslegungen, Gerichtszeremonien und Gesetzeshütern) in Gang gesetzt, die jede Willkür 

gestattet. Wer am Hebel sitzt, kann das Recht beugen, bis es ihm in den Kram paßt. Die 



Alternative einer dezentralisierten, schmiegsamen, volksnahen Rechtsprechung deute ich 

weiter unten an.

Da keine Krähe der anderen ein Auge aushackt, bleiben auch nach Hannovers 

Ausweis ungefähr 99,99 aller mit Amt oder Titel gesegneten SchandtäterInnen unbelangt. 

Sie werden allenfalls versetzt oder abgewählt – und ihre NachfolgerInnen reiben sich 

bereits die Hände. Sie treten als Wagenknecht an und enden auch nur als Merkel. Mancher 

Verdrossene würde vielleicht darauf pochen, all diese SchandtäterInnen gehörten endlich 

vor Gericht und von demselben bestraft. Aber das geht meiner libertären Rechtsauffassung 

gegen den Strich. Strafen bessern nie, und schon gar nicht BerufspolitikerInnen. Auch der 

Vergeltungsgedanke scheidet unter echt republikanischem Blickwinkel selbstverständlich 

aus. Vielleicht wäre immerhin eine Wiedergutmachung erwägbar – doch wie sollte sich 

Merkel denn die vielen Milliarden, die sie bereits den Impfkonzernen[4] und den notlei-

denden Banken zugeschanzt hat, aus den Rippen schneiden? Wolfgang Jeschke[5] weist 

mit Bedauern darauf hin, nach der Rechtslage dürfe das auch niemand von ihr verlangen. 

Bei uns sind amtierende PolitikerInnen nämlich per Gesetz vor Haftungsrisiken geschützt. 

Der Rubikon-Autor macht sich deshalb für den Vorschlag des Juristen Carlos A. Gebauer 

stark, diesen Schutz aufzuheben. Das zwänge unsere MandatsträgerInnen, erheblich 

sorgfältiger »mit unserem Geld, unserer Natur, unserer Gesellschaft« umzugehen. Aber für 

mich ist das reformistischer Käse. Keine Strafandrohung wird eingefleischte Karrieristen 

davon abhalten, sich an die staatlichen Futtertröge heranzupirschen; sie wird sie vielmehr 

beflügeln, die Straffälligkeit durch tausend Schliche und Winkelzüge zu umgehen. Die 

Muster dafür können sie sich zu einem guten Teil sicherlich bei prominenten Steuerflücht-

lingen und Subventionsbetrügern besorgen. Nein, was fallen muß, ist der Staat. Das 

Vertreten und Verwalten und gerade der ganze undurchdringliche Paragraphendschungel, 

mit dem es sich bewehrt, müssen auf dem Misthaufen der Geschichte landen. Das setzt 

freilich Verkleinerung, also Schrumpfung statt unaufhörliche Aufblähung unserer 

Gesellschaften und ihrer Einrichtungen voraus, und dieses heiße Eisen packt so gut wie 

niemand an.

Ich komme noch einmal auf Hannovers auf- und anregende Erinnerungen zurück. 

In den 1980er Jahren scheiterte er mit dem Versuch, den SS-Mann Wolfgang Otto wegen 

Beteiligung an der Ermordung Ernst Thälmanns verurteilen zu lassen. Dieses Buchkapitel 

beschließt der Rechtsanwalt mit der wohl mindestens teilweise rhetorisch gemeinten 

»Frage an die Historiker[Innen]«, warum Thälmann zur Zeit des Hitler-Stalin-Paktes, um 

1940 also, eigentlich nicht freigelassen worden sei (S. 734). Der nach Hitlers Staatsstreich 

kurzerhand suspendierte Reichstagsabgeordnete und weltberühmte Vorsitzende der KPD 



war Anfang März 1933 verraten und folglich, noch in Berlin, verhaftet worden. Allerdings 

dürfte dabei, auf kommunistischer Seite, auch Fahrlässigkeit im Spiel gewesen sein. 

Jedenfalls kam der grobschlächtige, gleichwohl gern gemütlich grinsende ehemalige 

Hamburger Transportarbeiter, als Parteichef Stalins »ergebenster Gefolgsmann« [9], nie 

mehr frei. Vielmehr wurde er ohne Gerichtsverfahren nach über 11jähriger Haft im August 

1944 klammheimlich erschossen – wahrscheinlich im KZ Buchenwald, wohin man ihn 

kurz zuvor aus dem Bautzener Gefängnis geschafft hatte. Er starb mit 58.

In der Tat sollte man ja meinen, der mächtigen sowjetischen Bruderpartei wäre es 

spätestens nach dem berüchtigten, im August 1939 abgeschlossenen »Pakt« mit den 

deutschen Faschisten ein Leichtes gewesen, »Teddy« aus dem Knast loszueisen, zumal 

Sowjetchef Stalin so nett gewesen war, der Gestapo rund 1.000 deutsche und österrei-

chische Emigranten auszuliefern, die im Schoße der Weltrevolution Schutz gesucht hatten 

[6]. Nach verschiedenen Quellen wollte Stalin aber Thälmann gar nicht haben. Deshalb 

wurden Rosa Thälmanns wiederholte Vorstöße in der Berliner SU-Botschaft abgewimmelt, 

und die zwei Dutzend unterwürfigen Briefe ihres Gatten an Stalin blieben durchweg 

unbeantwortet [7, 8, 9]. Wie es aussieht, waren sowohl Stalin wie Thälmanns Gegenspieler 

Wilhelm Pieck und Walter Ulbricht schon bald nach jener Verhaftung 1933 der Ansicht, 

der populäre KPD-Chef sei im Knast viel besser aufgehoben als in Freiheit, wo er 

möglicherweise aus der Schule geplaudert[9] oder wieder alles falsch gemacht hätte. Ein 

Thälmann im Knast konnte immerhin ausgezeichnet für plakative Agitprop-Befreiungs-

Kampagnen benutzt werden. So kam er wenigstens weder Ober-Intrigant Ulbricht noch 

gar dem Sowjetchef in Moskau selber in die Quere.

Diese ernüchternde Sichtweise wird überzeugend von Ronald Sassnings anschei-

nend letzter Publikation unterstrichen, veröffentlicht 2006 in der thüringischen Rosa-

Luxemburg-Stiftung [9]. Der Thälmann-Forscher und Parteihochschullehrer aus der 

verflossenen DDR spricht abschließend unmißverständlich von Stalins »großer histo-

rischer Mitschuld« am Tod Thälmanns, nimmt freilich auch diesen selber nicht bei der 

Kritik aus. »Als Vorsitzender der KPD trägt er – wie andere auch – eine gewisse Mitschuld 

an der Machtergreifung Hitlers, da diese durch schwerwiegende Fehler und Versäumnisse 

ungewollt erleichtert wurde. Thälmann bezahlte dies letztlich mit seinem eigenen Leben.«

∞ Verfaßt 2020
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Anna Bachmeier († 1980)     Das sieben Jahre alte Lübecker Mädchen wurde mut-

maßlich vom Metzger Klaus Grabowski erwürgt, einem vorbestraften »Sexualstraftäter«. 

Ein Jahr darauf, 1981 mit 35, wird Grabowski von Annas Mutter Marianne, einer knapp 

31jährigen Wirtin, im Gerichtssaal zu Lübeck mit einer von ihr eingeschmuggelten Pistole 

erschossen. Man verurteilt die hübsche, zierliche Frau zu sechs Jahren Gefängnis. Später, 

nun 46 Jahre alt, erliegt sie einer Krebserkrankung. Wie manche Quellen betonen, war 

Marianne Bachmeier schon durch ihren autoritären Vater, frühe Geburten und eine 

Vergewaltigung geschädigt. Ihr fröhliches Töchterchen war beim Schuleschwänzen 

entführt worden. Ob es in der stundenlangen Gefangenschaft mißbraucht wurde, blieb 

ungeklärt. Grabowski soll den Mord sogar gestanden haben. Er brachte eine angebliche 

Erpressung durch Anna ins Spiel, was die Mutter, als Abwälzung der Schuld, besonders 

empört haben soll. Ob Bachmeier dann mit Vorbedacht im Keller ihrer Kneipe schießen 

übte, ist umstritten. Fest scheint zu stehen, daß sie ihren Aufsehen erregenden »Akt von 

Selbstjustiz« mit Hilfe »unerlaubten Waffenbesitzes« nie bereute* und damals sogar in 

einem beträchtlichen Teil der sogenannten Öffentlichkeit Billigung oder jedenfalls 

Sympathie fand. So dürfte der medienwirksame Fall von zwei beliebten, nicht unbedingt 

gegensätzlichen Ideologien gezehrt haben. Auf der einen Seite muß »Selbstjustiz« unnach-

sichtig unterbunden und also verdammt werden; auf der anderen darf eine deutsche 

Mutter wie eine Löwin für ihr Kind beziehungsweise dessen Ehre kämpfen. Aber bitte 

nicht für irgendein hergelaufenes Negerlein. Oder gar noch gleich für 10.
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* Irene Altenmüller, »Annas Tod und die Rache der Marianne Bachmeier«, 

https://www.ndr.de/geschichte/chronologie/Marianne-Bachmeier-Selbstjustiz-einer-

Mutter,mariannebachmeier101.html, Stand 6. März 2021

Kalinka Bamberski (1967–82), mutmaßliches Mordopfer in Lindau am Bodensee. 

Hier war es, anders als etwas früher im Fall Annas, der Vater, der den Tod seines Kindes zu 

»rächen«, vielleicht auch nur »Gerechtigkeit« suchte. Ob ihn die Schüsse der Mutter 

Annas im Lübecker Gerichtssaal zu seinem immerhin nicht Tod bringenden Schritt der 

»Selbstjustiz« anregten, habe ich nicht herausbekommen. Im Gegensatz zu Marianne 

Bachmeier mußte er allerdings eine Riesengeduld aufbringen.

Die 14jährige Tochter Kalinka des Franzosen André Bamberski, eine hübsche, sport-

liche, langhaarige Blondine mit blauen Augen, hatte ihre letzten Sommerferien (1982) bei 

ihrem damals 47 Jahre alten Stiefvater Dieter K., einem Arzt, in Lindau am Bodensee 

verbracht. Dort starb sie, unter fragwürdigen Umständen von K. behandelt, angeblich in 

ihrem Bett. Krank war sie nicht gewesen. Bamberski, ihr leiblicher Vater, damals 45, 

wohnhaft in Toulouse, argwöhnte bald nach der Obduktion sexuellen Mißbrauch und, 

zwecks dessen Vertuschung, Mord. Auch bei der Obduktion, wahrscheinlich von Arzt K. 

nicht unbeeinflußt, war offensichtlich nicht alles mit rechten Dingen zugegangen. Dennoch 

ordnete die deutsche Justiz die Einstellung der Ermittlungen an und schmetterte auch ein 

Klageerzwingsverfahren von Bamberski ab. Nun war die groteske, wenn auch völlig 

normale Lage so, daß K. in Frankreich hätte verfolgt und verurteilt werden können, weil 

Kalinka Französin war. In der Tat kam es, auf Betreiben Bamberskis, zunächst (1985) zu 

einer zweiten Obduktion (bei der die Entfernung von Kalinkas Geschlechtsteilen aufge-

deckt wurde!*), dann sogar zu Anklage und Verurteilung: 15 Jahre Gefängnis und hoher 

Schadenersatz – allerdings nur in Abwesenheit des Angeklagten, denn Deutschland hatte 

sich gehütet ihn auszuliefern. Das Urteil erging 1995, geschlagene 10 Jahre nach der 

zweiten Obduktion. Doch nun erkannten die deutschen Behörden auch dieses Gerichts-

urteil insofern nicht an, als sie sich, mit üblicher spitzfindiger Begründung, zu seiner 

Vollstreckung außerstande erklärten. Dies alles zog sich hin und hin. Warum der zwielich-

tige Mediziner so beflissen und nachhaltig gedeckt wurde, kann auch Hammer nur 

mutmaßen.* Als sich K. schließlich (2008/9) mit Plänen zu tragen schien, nach Afrika zu 

entweichen, und zudem die Verjährung des französischen Urteils gegen ihn drohte, platzte 
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dem inzwischen rund 70jährigen Buchhalter Bamberski der Kragen. Er heuerte Fachleute 

an, die den mutmaßlichen Mörder seiner Tochter nach Mülhausen im Elsaß entführten 

und im gefesselten und geknebelten Zustand sozusagen vor die Treppe des dortigen Zoll-

amts warfen.* Prompt wurde K. nach Paris überstellt und erneut angeklagt. Das 2011/12 

gesprochene Urteil gegen ihn blieb im wesentlichen das alte: 15 Jahre. Freilich ließ man 

auch den pensionierten Buchhalter und nebenberuflichen Freischärler Bamberski nicht 

völlig ungeschoren. Ein Mülhausener Gericht brummte ihm, wegen der Entführung, im 

Sommer 2014 ein Jahr mit Bewährung auf.**

Da möchte mancher vielleicht mit einem Schmunzeln zum nächsten Fall übergehen, 

doch ich will mir zwei Hinweise erlauben. Zum einen: Bei dieser Posse kam ein knapp 

15jähriges Mädchen um. Wobei es wahrscheinlich auch noch gequält worden war. Stief-

vater und Mediziner K. hatte sich übrigens während der 1990er Jahre noch mit weiteren 

Vorwürfen auseinander zu setzen, etwa wegen Vergewaltigung einer anderen Minderjäh-

rigen, Mißhandlung seiner ersten Ehefrau und jüngster illegaler Berufsausübung.* Er kam 

freilich auch in diesen Fällen glimpflich davon. Nebenbei ist er soeben, 202o, als 84jäh-

riger aus Krankheitsgründen von der französischen Justiz auf freien Fuß gesetzt worden.

Zum zweiten: in einer wirklich freien Republik hätte sich die Tonnen an Kraft und 

Volksvermögen verzehrende Posse weitgehend erübrigt. Weder sogenannte Vorschriften 

und Amtswege noch eine sogenannte Staatsangehörigkeit spielen in dieser Republik, die 

mir vorschwebt, eine Rolle. Entscheidend sind die allgemeinen moralischen Grundsätze 

sowie die Betroffenen eines Falls, immer auch durchmischt mit Unbefangenen. Und 

selbstverständlich werden sie rasch bemerken, dieser Dieter K. hat keine saubere Weste 

und muß folglich zur Rede gestellt werden. Erhärtet sich der Verdacht bis hin zu dem 

Konsens aller Beteiligten, er habe eine schändliche Tat vollbracht, wird K. zur Besserung 

und Wiedergutmachung aufgefordert. Er zeigt sich allerdings hartnäckig uneinsichtig? 

Also kommen wir nicht umhin, die Republik vor ihm zu schützen. Ihn nach Frankreich zu 

jagen, wäre selbstverständlich eine Schweinerei, weil er dort über kurz oder lang das 

nächste Mädchen in die Falle locken wird. Einsperren verbietet sich aber ebenfalls, weil 

wir uns diese enormen Kosten der Bewachung und Versorgung gar nicht leisten können. 

Ergo ..?

Sollten sich ein paar der Beteiligten wohl oder übel zu einer Tötung gezwungen 

sehen, werden sie diese selbstverständlich so rasch und schmerzlos wie möglich vorneh-

men. Die Folterer, das sind zum Beispiel jene PolitikerInnen und Bürokraten, die jeden 

Tag 20 Gesetze über Staatszugehörigkeiten, Amtswege, Behördenformulare und Strafmaße 

erlassen. All diese Hürden, die sie aufbauen, verfolgen im wesentlichen nur zwei Zwecke: 



denen, die an den Hebeln sitzen, das schöne Gefühl der Machtausübung zu ermöglichen; 

den Kleinen Leuten dagegen das Leben so sauer und schwer wie nur möglich zu machen. 

Zu diesen Hürden zählt letztlich auch der ganze Apparat demokratischer Rechts- und 

Gefangenenfürsorge, wie ich betonen möchte. Vor allem entbindet er den »Staatsbürger« 

von jeder Eigenverantwortung. Sodann verwandelt er die Hürden, die zu antiken Zeiten 

immerhin noch zählbar waren, in einen undurchdringlichen Dschungel, der restlos alles 

Leben erstickt. Auf diese heiklen Fragen werde ich noch ausführlicher zurückkommen.

Ich höre den Einwand, die Ächtung der Todesstrafe in vielen postmodernen 

»Demokratien« sei doch auch der erwiesenen Gefahr des Irrtums, zudem der Unwiderruf-

lichkeit des Todes geschuldet. Aber dieser Einwand ist nur auf den ersten Blick stark. Ich 

glaube nämlich daran, in einer Freien Republik überschaubaren Ausmaßes wäre die 

Gefahr des Irrtums viel geringer, weil die RepublikanerInnen erheblich aufgeklärter, sorg-

samer und lebensklüger wären als die Bande der Bürokraten und RechtsverweserInnen, 

mit der man es in Molochen wie Deutschland und Frankreich zu tun hat. Ihr gegenüber 

muß man sicherlich an der Ächtung der Todesstrafe festhalten. Diese Bande ist zu allem 

fähig. Im übrigen sind die Rechtsauffassungen, die ich hier einzuschieben wage, ohnehin 

rein spekulativ, weil »Freie Republiken überschaubaren Ausmaßes« nur in den Sternen 

stehen. Greift ein Untertan des Molochs zur »Selbstjustiz«, hat es weder Methode noch 

stellt es eine vorbildliche Lösung dar. Es ist seine aus Knechtschaft und Gewissensnot 

erfolgte persönliche Verzweiflungstat. Hammer beschreibt ziemlich gut, was Bamberski 

durchzumachen hatte. Nebenbei hätte ihn sein Widerstand auch in finanzieller Hinsicht 

fast ruiniert.

Gewiß werden zuweilen noch heute PolitikerInnen oder RichterInnen des Molochs 

dafür gelobt, sie hätten ein Problem erfreulich »unbürokratisch gelöst«. Aber auch das 

wird sich in wenigen Jahrzehnten erübrigt haben. Es wird dann nämlich keine Politiker-

Innen und RichterInnen mehr geben, vielmehr nur noch Roboter – also Computerpro-

gramme, die den Drahtziehern des Ganzen hörig sind. Diese Roboter werden dann 

entscheiden, ob ein Begehren des Staatsbürgers den Vorschriften entspricht oder nicht. Sie 

lachen vielleicht? 2050 sprechen wir uns wieder.

∞ Verfaßt 2020

* Joshua Hammer, »The Kalinka Affair«, The Atavist Magazine, no. 13, März 2012: 

https://magazine.atavist.com/the-kalinka-affair

** Stefan Brändle, https://www.derstandard.at/story/2000002123831/fall-kalinka-vater-in-mulhouse-

wegen-selbstjustiz-verurteilt, 18. Juni 2014

https://www.derstandard.at/story/2000002123831/fall-kalinka-vater-in-mulhouse-wegen-selbstjustiz-verurteilt
https://www.derstandard.at/story/2000002123831/fall-kalinka-vater-in-mulhouse-wegen-selbstjustiz-verurteilt
https://magazine.atavist.com/the-kalinka-affair


Haken     Mit der Bestimmung, die Justiz habe von der Staatsgewalt unabhängig zu sein, 

gedachten die sogenannten Väter unseres Grundgesetzes, deren Mißbrauch durch die 

Staatsgewalt auszuschließen. Nur steht die Justiz dadurch auch machtlos da. Wird also 

beispielsweise die im März 2007 abgegebene Erklärung des Mannheimer Verwaltungs-

gerichts, das bereits vier Jahre währende Berufsverbot für den linken Lehrer Michael 

Csaszkózy sei unzulässig, durch die Stuttgarter Oettingerriege mit der Versicherung 

kommentiert, das Land werde den C. trotzdem nicht einstellen, können die RichterInnen 

nur auf Überzeugungsarbeit oder auf sogenannte Machtworte aus Berlin setzen, wo freilich 

dummerweise Oettingers Parteigenossen am Ruder sitzen. Polizei können sie nicht in 

Marsch setzen, denn die untersteht der Stuttgarter Landesregierung. Nähmen die Poli-

zisten ihren Landesfürsten Oettinger in Beugehaft, sperrten sie sich die eigenen Gehälter. 

Damit will ich nicht behauptet haben, wenigstens das Land Baden-Württemberg sei 

unabhängig. Es hängt vom Wohlwollen etlicher Braukessel- und Waffenschmiede sowie 

der abonnierten Hockenheim-Ring-Sieger ab. Das Wesentliche am Kapitalismus ist nicht 

das Recht sondern das Kapital.

Allerdings stellt jene richterliche Parteinahme für einen kritischen Lehrer nur eine 

rühmliche Ausnahme dar. In der Regel stehen unsere RichterInnen und Staatsanwälte 

stramm auf der Seite der VerfestigerInnen und nicht der UnterhöhlerInnen des Staates, 

der sie bezahlt und sie bedeutend macht und ihnen sogar noch im Ruhestand das Verfer-

tigen einträglicher Gutachten zuschanzt. Der für Ermittlung, Verfolgung und Anklage 

sorgende Staatsanwalt ist dabei ohnehin »weisungsgebunden« der Exekutive zugeschla-

gen. Ihn weisen Oettingers oder Merkels Staatssekretäre an, das eine zu tun oder das 

andere zu unterlassen. Und die nicht weisungsgebundenen RichterInnen wissen sich schon 

davor zu hüten, ihr traditionell gutes Verhältnis zur Staatsanwaltschaft und zur Staats-

macht überhaupt zu trüben. Sie alle sind gut ausgebildete und gut besoldete Fachleute, die 

ihre Interessen und die besten Chancen, befördert zu werden, ausgezeichnet kennen. In 

den Vetternwirtschaften westlicher Demokratie spielt dabei bekanntlich das richtige 

Parteibuch eine wichtige Rolle. Das gilt selbst für unsere »hohen« Bundesgerichte, deren 

Angehörige stets mit Heiligenschein aufzutreten pflegen. Rolf Lamprecht, für Jahrzehnte 

Spiegel-Korrespondent bei den obersten Gerichtshöfen in Karlsruhe, bemerkte dazu in 

seinem 1995 veröffentlichten Buch* Vom Mythos der Unabhängigkeit: »Die Parteien, die 

den Staat ungeniert als Selbstbedienungsladen behandeln, haben diese Mentalität mittler-



weile auf die Dritte Gewalt ausgedehnt. Sie besetzen namentlich die 16 Planstellen der 

höchsten Instanz, des Bundesverfassungsgerichtes in Karlsruhe, nach den Riten eines 

orientalischen Basars.«

Ihre Trickkisten haben unsere DienerInnen Justitias eher aus der Unterwelt als aus 

Markthallen bezogen. So erheben sie zum Beispiel gar nicht erst Anklage wegen »Beweis-

schwäche« des Rechtsuchenden (Fall Murat Kurnaz). Sie weisen eine Verfassungsbe-

schwerde zurück, weil sie »unbegründet« sei (Fall Jürgen Rose). Sie legen Verfallsfristen 

als Verschleppungsgebot aus, sorgen also, wenn unliebsame Enthüllung oder gar die 

Bestrafung eines Gesinnungsgenossen droht, durch »Bummelstreik« für »Verjährung«, 

wie in den Fällen zahlreicher Nazis geschehen, oder wie beispielsweise im Fall des 1987 

vermutlich gewaltsam verstorbenen Waffenschiebers Uwe Barschel. Sie empfehlen unter 

Jagdkameraden, gewisse Akten durch Reißwölfe schützen zu lassen; geben informations- 

und sensationshungrigen Journalisten das eine oder andere zu verstehen; bringen ein 

Prosit auf Kanzler Gerhard Schröder aus, weil er gestanden hat, »Koalitionsvereinba-

rungen« gar nicht erst zu lesen. Schließlich hält er sich sowieso nicht an sie.

Schlagen ihre Bemühungen im Vorfeld fehl, schmettern unsere Justizkräfte im 

Prozeß alles ab, was die Angeklagten entlasten könnte, während zum Beispiel Vorwürfen, 

die Polizei hätte gefoltert und so Geständnisse erzwungen, grundsätzlich nicht nachge-

gangen wird. Über dies alles kann man sich, soweit es nachkriegsdeutsche Rechtspflege 

angeht, ausgezeichnet in zwei dicken Büchern der Gerichtsreporterin Parnass und des 

Rechtsanwaltes Hannover unterrichten.** Natürlich macht es nicht an der Staatsgrenze 

Halt. 1975 verurteilte die britische Justiz die aus Irland stammenden sogenannten 

Guildford Four für Bombenanschläge, die sie nicht begangen hatten. Sie kamen erst nach 

vielen Jahren des Leidens und des Kampfes wieder frei, wie in Paul Hills Buch Gestohlene 

Jahre von 1990 nachgelesen werden kann. 2005, nach knapp 30 Jahren, sah sich Premier-

minister Tony Blair sogar zu einer offiziellen »Entschuldigung« für den bedauerlichen 

Justizirrtum veranlaßt. Wahrscheinlich wollte er sich einen Ablaß auf die Höllenstrafe 

erwerben, die ihn bald erwartet, weil er mit Hilfe der gleichen korrupten und verlogenen 

Justiz mit Bombern gen Bagdad zog.

Etwas glimpflicher und entschieden vergnüglicher gestaltete sich der Justizirrtum 

1980 im Fall des Spaßvogels Fritz Teufel. Nach fünf Jahren Untersuchungshaft und einer 

aufwendigen Gerichtsverhandlung beantragte der Staatsanwalt 15 Jahre Haft für Teufel, 

weil er im Februar 1975 an der Entführung des Westberliner CDU-Vorsitzenden Peter 

Lorenz beteiligt gewesen sei. Daraufhin zog Teufel ein hieb- und stichfestes Alibi aus seiner 

Tasche. Er hatte zur Tatzeit unter falschem Namen in einer Essener Fabrik gearbeitet. Das 



Gericht mußte ihn sofort aus der U-Haft entlassen. Teufels Hauptmotiv für deren Erdul-

dung kann ihm gar nicht hoch genug angerechnet werden: Er habe zeigen wollen, »wie ein 

Angeklagter für definitiv nicht begangene Taten vorverurteilt« werde und »wie das ganze 

System« funktioniere. Allerdings wußte er damals, man hätte ihm wegen anderer Sachen 

ohnehin mehrere Jahre aufgebrummt. Das war mit der U-Haft abgegolten.***

Die Regimefrage vernachlässigt, läuft es in juristischen Belangen weltweit wie folgt: 

die GesetzeshüterInnen dehnen und beugen und verbiegen das Recht, bis es einem 

Krjutschkow ähnelt und gut in rebellische Hälse paßt. Krjutschkow, laut Victor Serge »ein 

robuster Kerl mit Kneifer, allgemein verachtet«, war Gorki unter Stalin als »Sekretär« 

verordnet worden – von der Geheimpolizei GPU. Krjutschkow heißt, wenn ich nicht irre, 

Haken – und Faustrecht Tautologie.

∞ Verfaßt 2012

* Zitiert nach Friedrich Wolff, »Im Namen des Volkes?«, Ossietzky 20/2012

** Peggy Parnass: Prozesse 1970–78, Ffm 1978 / Heinrich Hannover: Die Republik vor Gericht 1954–95, 

einbändige Ausgabe Berlin 2005

*** »Ich war am anfälligsten für die Liebe«, Interview mit Teufel im Tagesspiegel, 7. Juli 2010

Ein neuerlicher Fall Unbefleckter Empfängnis     So lautete die Überschrift 

eines taz-Artikels vom 8. September 1980. Ich kann ihn getrost zusammenfassen, weil er 

mir damals ohnehin viel zu lang geraten war. Eine liebenswerte Bergmannstochter hatte 

sich zu spät von mir scheiden lassen. Allerdings nur knapp; es ging lediglich um 48 

Stunden. Wegen eines unerwarteten vorzeitigen Fruchtblasensprungs fiel die unschuldige, 

winzige Sara, die C. mit ihrem neuen Lebensgefährten M. gemacht hatte, mit jenen 48 

Stunden in einen Zeitraum von 302 Tagen, den das BGB hinter sämtliche rechtskräftige 

Scheidungsurteile geschaltet hat, um gescheiterte Ehemänner für möglichen verspäteten 

Nachwuchs haftbar machen zu können. Sara war, im November 1979, schon nach 300 

Tagen ausgeschlüpft. Somit hatte ich Taugenichts, der sich nur mühsam am Hals seiner 

Gitarre über Wasser halten konnte, unversehens eine Tochter namens Sara mit allen 

üblichen Rechten und Pflichten.

Verständlicherweise lehnte ich alles ab. Und da C. und M. auf meiner Seite standen, 

sah ich der Ausfechtung dieses Falles zunächst recht gelassen entgegen. Sie hatten eides-



stattlich erklärt, Sara gemeinsam am Ufer der Ruhr gezeugt zu haben; C.s Ehemaliger H., 

seit Jahren wohnhaft in Westberlin, sei nicht zugegen gewesen. Außerdem meinte ich noch 

ein unschlagbares As in Form zweier Bescheinigungen im Ärmel zu haben, die mir im 

Herbst 1977 – zwei Jahre vor Saras Geburt – von einem niederländischen und einem 

Kreuzberger Arzt ausgestellt worden waren. Danach war ich in Amsterdam fachkundig 

»sterilisiert« und nachgewiesenermaßen zeugungsunfähig gemacht worden. Der Nach-

weis, den ich mir in einer Toilette jenes Kreuzberger Arztes abzuringen hatte, brachte mir 

übrigens als Nebenprodukt ein flottes Liedchen ein. In meiner Einfalt hatte ich mir weiter 

keine Gedanken darüber gemacht, auf welchem Wege sich wohl die Harmlosigkeit der 

nach wie vor in mir lauernden Samenflüssigkeit überprüfen lasse. Deshalb überrumpelten 

mich die weiblichen Sprechstundenhilfen nicht schlecht, als sie mir ein leeres Glas in die 

Hand drückten und auf die Klotür nickten. Bei den Kneipenhinterzimmerauftritten von 

Trotz & Träume sorgte mein Titel »Verdammtes Spermiogramm« in der Regel für 

Heiterkeit.

Nur das Rudel aus Bochumer Gerichtskasseneintreibern und Richtern (beiderlei 

Geschlechts) zeigte sich von all dem über rund zwei Jahre hinweg nicht die Bohne beein-

druckt. Sie setzten alles daran, mich trotz meiner Sterilität in Weißglut zu bringen. So hatte 

ich C. zuliebe zunächst das Sorgerecht an die Mutter abgetreten – prompt sollte ich auch 

noch Gebühren für diese Übertragung zahlen! An der grotesken Rechtslage rüttelte dieser 

Akt ohnehin nicht, wie mir bald dämmern sollte. Diesbezüglich beriefen sich meine Wider-

sacherInnen selbstverständlich auf ihre Vorschriften, in diesem Fall die Paragraphen 1591

–93 BGB. In einem Gerichtsbeschluß vom Sommer 1980 unterstrichen sie dabei die 

staatstragende Rolle der Buchstaben-, Fristen-, Zahlengläubigkeit: »Darauf, ob der Betei-

ligte zu 2.) [das war ich] tatsächlich der Erzeuger des Kindes sein kann, kommt es nicht an. 

Die kraft Gesetzes bestehende Vermutung seiner Vaterschaft kann nur durch ein im Rah-

men eines Ehelichkeitsanfechtungsverfahrens ergehendes Feststellungsurteil beseitigt 

werden. Das gilt selbst dann, wenn sich alle Beteiligten über die Nichtehelichkeit des 

Kindes einig sind.«

Somit blieb mir nur der liebe Klageweg. Im Sommer 1982 sprach mich das 

Bochumer Amtsgericht von allen Verpflichtungen frei, weil ich wohl doch nicht für das 

Riesenbaby, das offenbar zwei Jahre lang in C.s Bauch eingekerkert gewesen war, verant-

wortlich gemacht werden konnte. Da Sara die Beklagte war und damals noch meinen 

Namen trug, kann ich mich heute immerhin damit brüsten, ich hätte schon einmal meine 

eigene Tochter vor Gericht gezerrt. Nach dem Urteilsspruch wurde sie standesamtlich 

umbenannt. Auch C. heißt seit Jahrzehnten nicht mehr R..



Jene zitierte Perle der Gerichtsprosa strahlt ja wohl unmißverständlich aus: falls es 

noch welchen hat, darf das Volk den gesunden Menschenverstand getrost in der Pfeife 

rauchen. Nur auf das Gesetz kommt es an. Folterknechte oder Soldaten dürfen auch sagen: 

auf den Befehl. Carl Zuckmayer erwähnt in seinen Erinnerungen, wie er sich bei Kriegs-

ende 1918 als Leutnant mit der roten Armbinde des Arbeiter- und Soldatenrates in Beglei-

tung seiner Mutter über Tage hinweg von ihrer Heimatstadt Mainz nach Bremen durchzu-

schlagen hat, wo Bruder Eduard schwer verwundet und bewegungsunfähig in einem 

Lazarett liegt. Dank ihrer Zähigkeit treiben sie sogar einen Arzt auf, der die dringend 

erforderliche Operation durchführt. Eduard wird gerettet. Als Pointe erfahren wir jedoch, 

der Zug, der Eduard von Frankreich nach Deutschland brachte, habe bei seiner schnecken-

haften und für Eduard qualvollen Fahrt Richtung Bremen auch in Mainz Aufenthalt 

gehabt. Vom Bahnhof zu Eduards Elternhaus wären es mit der Trage keine fünf Minuten 

gewesen. Doch so sehr er die Sanitäter auch anflehte – sie weigerten sich ihn auszuladen, 

weil dafür »keine Order« vorlag.

Ein Kriegsende später wiederum kamen Tausende von Faschisten aller Ränge 

ungeschoren davon, weil sie sich ganz im Sinne dieser Buchstabengläubigkeit auf ihre 

»Befehle« berufen konnten. Die Frage von Gut / Böse / Willensfreiheit / Gewissen hatte 

weniger Bedeutung als ein Komma. Wer diese beschämenden Vorgänge nicht kennen, 

glauben oder sie einfach nur vergessen haben sollte, kann sie beispielsweise in Büchern 

des Bochumer Hochschullehrers Norbert Frei nachlesen, der sie »moralisch unerträglich, 

geradezu infam« nennt. Diese Lektüreempfehlung gilt auch für das dortige Amtsgericht.

∞ Verfaßt um 2007

Lisbeth Kolomak (1907–24)     Die Bremer Schusterstochter dürfte eher eine Unschuld 

vom Lande gewesen sein. Doch von einer vermeintlichen Freundin und Prostituierten eben 

derselben Berufsausübung bezichtigt (Hure), wird das Mädchen – »anscheinend ohne 

Benachrichtigung, geschweige denn Erlaubnis der Eltern« – Anfang März 1924 in eine 

entsprechende Krankenstation verschleppt und dort aufgrund der Polizeiarztdiagnose 

»Syphillis im fortgeschrittenen Stadium« mit dem neuen, noch kaum erprobten Medika-

ment Salvarsan behandelt. Drei Monate später war die knapp 17jährige tot. Heute gilt es 

als wahrscheinlich, daß sie keineswegs an der Syphilis, vielmehr an der »Kur« gegen diese 

verendete. Man habe jedoch damals nichts unternommen, um die Todesumstände 



aufzuklären, heißt es in einem dicken Buch über den Fall.* Die Sache kam ohnehin erst ans 

Tageslicht, als die empörte Schustersfrau, Elisabeth Kolomak, ein gefälschtes »Tagebuch« 

ihrer Tochter verfaßte und (1926) veröffentlichte, mit dem sie Lisbeth zu entlasten und die 

Behörden anzuklagen versuchte. Damit geriet der Fall zur berühmten Justizposse. Nun 

wird nämlich der Mutter (1927) ihrerseits der Prozeß gemacht – aber nicht etwa wegen 

Betrugs, vielmehr wegen »schwerer Kuppelei«, denn so sei es angezeigt worden. Im 

Ergebnis wird die Mutter zu acht Monaten Gefängnis verknackt. Es gibt Schlachten in der 

Presse, viel Gelächter und ein Berufungsverfahren. Dieses wird 1928 aufgrund eines drei 

Jahre alten Amnestiegesetzes eingestellt. Elisabeth Kolomak stirbt 1943 mit 57 Jahren.

In einem bissigen Weltbühne-Artikel** hob Carl von Ossietzky im Prozeßjahr vor 

allem die brutale Buchstabengläubigkeit der Justiz, den Rachedurst der Sittenpolizei und 

die Weltfremdheit gewisser RichterInnen hervor, die sowohl vom beengten Leben dama-

liger Arbeitermädel wie von deren Bedürfnissen keinen blassen Schimmer hätten. »Ein 

religiöses Jahrhundert hätte diese Frau: Elisabeth Kolomak vielleicht als Hexe verbrannt. 

Aber um sie mit dem Kuppeleiparagraphen zu justifizieren, dazu war schon der moderne 

Rechtsstaat notwendig.« Nebenbei kostete diese Justiz- und Presseposse wieder ein 

Heidengeld – und das Leben einer 17jährigen, um es nicht zu vergessen.

∞ Verfaßt um 2018

* Eva Schöck-Quinteros und Sigrid Dauks (Hrsg), »Wußten Sie, daß Ihre Tochter Herrenverkehr hatte?« / 

Der Fall Kolomak in Bremen 1927, Bremen 2010, bes. S. 223 + 239

** »Maß für Maß in Bremen«, im Ossietzky-Lesebuch (Reinbek 1989) S. 211–14

Rückwirkungsverbot     In Nummer 21/2008 des Zweiwochenblattes Ossietzky 

weist Conrad Taler auf zwiespältigen Umgang mit diesem, in Artikel 103 unseres Grund-

gesetzes festgeschriebenen Verbot hin. Es sei schon gleich nach 1945 gern und ausgiebig in 

Anspruch genommen worden, nicht dagegen nach 1989, als es darum ging, allerlei ost-

deutsche RichterInnen, Hochschullehrer, Bibliothekare von ihren Posten zu entfernen, 

weil sie dem »Unrechtsstaat« DDR treu geblieben waren.

Nach besagtem Verbot darf niemand für Taten bestraft werden, die zum Zeitpunkt 

der Tat noch gar keine (gesetzlich bestimmten) Straftatbestände waren. Taler führt das 

Beispiel des DDR-Richters Reinwarth an, dessen Todesurteile wegen Spionage ja nach den 

damals gültigen DDR-Gesetzen rechtens gewesen seien. Trotzdem argumentierte der 



Bundesgerichtshof 1995, da Reinwarth mit diesen Urteilen auf unerträgliche Weise die 

Menschenrechte verletzt habe, könne ihm der Vertrauensschutz des Artikels 103 (»was ich 

tue beziehungsweise verkünde, verstößt derzeit gegen kein Gesetz«) nicht gewährt werden. 

Derselbe Gerichtshof habe dagegen einen SS-Richter wie Otto Thorbeck (der noch kurz vor 

Kriegsende die Widerstandskämpfer Admiral Canaris und Pastor Bonhoeffer hinrichten 

ließ) 1956 mit der Begründung freigesprochen, schließlich sei er den damals geltenden 

Gesetzen unterworfen gewesen. Ein krasser, unübersehbarer Widerspruch.

Nun ist es sicher richtig, hier die Doppelmoral zu geißeln, die die gesamte »Abwick-

lung« der DDR geradezu getragen hat und noch trägt. Aber Talers Rechtsdenken ist falsch. 

Es gibt ja in der Tat so etwas wie Menschenrecht, Menschenwürde, Moral, die mir die 

Begehung oder Billigung einer »unerträglichen« Tat auch dann verbieten, wenn sich diese 

auf ein Gesetz oder auf den berüchtigten Gehorsam Befehlen gegenüber berufen kann. 

Umgekehrt kennt sogar das Grundgesetz ein »Widerstandsrecht« (Artikel 20) gegen alle, 

die unsere Verfassungsordnung zu unterhöhlen und zu beseitigen trachten. Hier leitet kein 

Paragrafenstudium, vielmehr Zivilcourage. Der Wurm sitzt in der Institution Recht selber, 

die notwendig eine oft furchtbare Starre besitzt, weil sie definieren und weil sie entweder 

Ja oder aber Nein sagen muß. Im Bemühen, alle denkbaren Straffälle zu erfassen, schafft 

sie immer mehr Gesetze oder richtungsweisende Urteile – die sich immer mehr widerspre-

chen. Denn die Wirklichkeit ist kompliziert, vielfältig und ständig im Fluß. Kein Recht 

kann ihr jemals auch nur einigermaßen gerecht werden.

Im übrigen verkörpert das Recht jenen unseligen Absolutheitsanspruch, mit dem 

auch Spießbürgermoral, Staatsbürokratie, Positives Denken, Staatsräson gegen alles 

Besondere und alles Nichtangepaßte vorgehen. Es duldet nicht, daß einer bei Rot die 

Straße überquert, unter welchen näheren Umständen auch immer. Es möchte alles und 

jeden über einen Leisten schlagen – und entsprechend hart trifft es uns. Der Bibel- und 

Buchstabengläubigkeit sind sicherlich schon mehr Menschen zum Opfer gefallen als dem 

Wüten von deutschen und italienischen Kampffliegern im Spanienkrieg. Lufthohheit, 

Deutungsmacht, ein Führer ein Reich ein Recht.

Was mir vorschwebt, wäre ein bewegliches Recht, das neben ethischen Grundsätzen 

ausschließlich Sonderfälle kennt. Mord ist nicht gleich Mord. Den Einwand, die Alternative 

zur Institution Recht sei nur Willkür, lasse ich nicht gelten. Sie eignet eher unserer Rechts-

sprechung und den Erlassen unserer Bürokraten. Kein Indianerstamm benötigte jemals 

ein Strafgesetzbuch oder Antragsformulare für Hartz IV. Jeder wußte, was gut und böse 

war, was die Grundfesten der Gemeinschaft erschütterte, was er an Ächtung, Achtung oder 

Beistand zu erwarten hatte. Vergehen wurden mal vom Betroffenen, mal vom Ältestenrat 



oder dem im Konsens bestimmten Stammesgericht geahndet. Für mein Empfinden ist ein 

persönlicher Vergeltungsakt weniger verdammenswert als die staatliche Todesstrafen-

industrie in Georgia oder Texas. Diese enthebt mich der Verantwortung und erspart mir 

ein schlechtes Gewissen.

Ein persönlicher Bezug wäre auch in der Gerichtsbarkeit einer Räterepublik 

Hörselgau sowohl gegeben wie unabdingbar. Verbote oder Strafen ändern ohnehin nichts 

– weder den »Täter« noch die Verhältnisse. Die »versachlichte« bürgerliche Rechtsma-

schine hält gerade die unbarmherzige Produktion von Waren und Schicksalen in Gang. 

Sind sich dagegen die Beteiligten eines Gerichtsverfahrens nahe und verantwortlich, 

bestehen gute Aussichten auf Erörterung, Selbstkritik und Besserung. Gleichwohl wird 

man stets auch unbefangene Dritte beiziehen, etwa durch Losentscheid. Den Grad der 

Öffentlichkeit des Verfahrens würden alle Beteiligten gemeinsam festlegen. A & O solcher 

Gerichtsbarkeit wären Aufrichtigkeit aller Beteiligten und Offenlegung sämtlicher Vor-

gänge, die zur Klärung und Wiedergutmachung des Vergehens beitragen können. Meine 

Beobachtungen in anarchistischen Kommunen zeigen mir, daß dieser Weg gangbar wäre. 

In meinem Roman Konräteslust [später: Ümmershand] wird er illustriert und näher 

erläutert.

Falls Sie mich für einen Toren halten, war Montaigne ebenfalls einer. In seinem 

Essay Von der Erfahrung entwickelt der »konservative« Schloßherr Vorstellungen einer 

dezentralen und schmiegsamen Rechtsprechung als hieße er Michail Bakunin. An den 

Rechtsanwälten läßt er dabei so wenig gute Haare wie zuvor an den Ärzten. Das Phänomen 

der »Globalisierung« kannte er freilich noch nicht. Er starb 1592.

∞ Verfaßt um 2010

Johann Ehard (1887–1980)     1933–45 sei der bayerische Jurist und Politiker Senats-

präsident am Münchener Oberlandesgericht gewesen, teilt mein Brockhaus ungerührt mit. 

Dann stürzte sich der erfahrene Mann, für die CSU, in die bayerische Landespolitik und 

erklomm noch höhere Ämter, darunter Ministerpräsident. Von »Entnazifizierung« weiß 

Brockhaus nichts. Dafür versichert Karl-Ulrich Gelberg (2022 in der DB), Ehard habe 

gleich ab Kriegsende »den demokratischen und rechtsstaatlichen Wiederaufbau des 

Freistaats geprägt«. Ernst Klee hat den OLG-Zivilsenatsboß »Hans« Ehard anscheinend 

übersehen. Wikipedia bemerkt immerhin, 1941 habe Ehard zusätzlich auch den Vorsitz am 



Deutschen Ärztegerichtshof in München übernommen, »der die politische und rassistische 

Linientreue der Ärzte« zu überwachen hatte. Die Frage der »Entnazifizierung« spart die 

Mitmach-Enzyklopädie aber gleichfalls aus. Von der Internet-Suche her habe ich über-

haupt den Verdacht, der führende Saubermann aus dem Freistaat Bayern sei bis zu seinem 

letzten Atemzug (mit knapp 93) wegen seiner einstigen faschistischen Umtriebe niemals 

auch nur flüchtig angepinkelt worden. Allerdings brachte der Spiegel vor rund 25 Jahren 

einen ausführlichen, beachtlichen, erschreckenden Überblick zur allgemeinen bundes-

deutschen Verschonung faschistisch belasteter Justizbeamter. Darin* wird Ehard immer-

hin gestreift:

>Im Februar 1966, ein knappes Jahr nachdem der Bundesjustizminister den 

Justizapparat nazirein gemeldet hatte, erklärte der bayerische Justizminister Hans Ehard 

in einer Fragestunde des Landtags, es bestehe kein Anlaß, den Landgerichtsrat Otto 

Rathmayer strafrechtlich zu belangen oder ihm die Versetzung in den Ruhestand 

nahezulegen. Rathmayer hatte als Ankläger beim Volksgerichtshof an 52 Todesurteilen 

mitgewirkt, eine Überprüfung habe ergeben, daß kein Antrag »exzessiv« gewesen sei. / 

»Wohl keine Berufsgruppe ist aus der Nazi-Zeit mit derart gutem Gewissen hervorge-

gangen wie die Juristenschaft«, schreibt Jurist Müller in seiner Dokumentation. »Die 

Geschichte der Justiz im Dritten Reich beweist: Juristen sind zu allem fähig«, sagt der 

ehemalige Verfassungsrichter Martin Hirsch.<

Na sehen Sie: Das meinte ich etwas weiter oben auch schon. Im übrigen könnte ich 

mir denken, Ehard verfuhr damals weniger nach gesetzlichen oder moralischen Richt-

linien; vielmehr sei ihm das bekannte Sprichwort eingefallen, eine Krähe hacke der 

anderen kein Auge aus.

∞ Verfaßt 2023

* Henryk M. Broder, »>Knechte des Gesetzes< / Wie der Rechtsstaat seine Richter fand«, Spiegel 20/1999, 

online https://www.spiegel.de/politik/knechte-des-gesetzes-a-4e3d0ee4-0002-0001-0000-000013395427

Wera I. Sassulitsch (1849–1919)     Die adelige Anhängerin der russischen Narod-

niki (sozialrevolutionäre »Volksfreunde«) hatte mit knapp 30 einen Anschlag auf den 

Petersburger Polizeichef Fjodor F. Trepow verübt – und wurde daraufhin »in einem 

https://www.spiegel.de/politik/knechte-des-gesetzes-a-4e3d0ee4-0002-0001-0000-000013395427


berühmt gewordenen Prozeß freigesprochen«, wie sogar Brockhaus staunt. Später, in 

ihrem schweizer Exil, habe sie sich der Sozialdemokratie zugewandt. »Die Oktober-

revolution lehnte sie ab.«

Im Internet ist zu erfahren, der alte Militarist Trepow, offiziell scheints Gouverneur 

von Petersburg, habe damals für einige Empörung gesorgt, weil er einen politischen 

Gefangenen auspeitschen ließ, der sich geweigert hatte, seine Kopfbedeckung vor dem 

Oberst zu ziehen. Ein Grüppchen Revolutionäre beschloß Anschläge auf einen verhaßten 

Staatsanwalt und eben auch Trepow. Dieser wurde (im Januar 1878) durch Pistolen-

schüsse Sassulitschs schwer verletzt. Er soll noch im selben Jahr, als General der Kaval-

lerie, in den Ruhestand gegangen sein. Die Täterin fand jedoch milde Geschworene und 

einen mutigen Rechtsanwalt. Der Advokat meinte, eigentlich gehörte Trepow, der rechts-

widrige Prügler, vor Gericht. Sassulitsch kam auf freien Fuß. Wohlweislich entwich sie 

allerdings ins Exil, als das Urteil erwartungsgemäß auf Betreiben des Zaren gekippt wurde. 

In der Schweiz übersetzte sie zunächst emsig marxistische Schriften und arbeitete an 

Lenins Iskra mit. Sie galt als bescheiden und schüchtern, gleichwohl ehrgeizig. »Privat-

leben« habe sie sich kaum gegönnt. Trotzki schildert sie als scharfsinnige Kettenraucherin, 

die mit dem Schreiben arge Mühe hatte; sie habe jeden Satz ihres Textes vielmals umge-

wendet, ehe sie ihn schließlich aufs Papier brachte. Dann schloß sie sich den Mensche-

wisten an. 1905 kehrte sie nach Rußland zurück. Der Erste Weltkrieg sah sie anscheinend 

wie so viele, etwa auch Kropotkin, als Sympathisanten der zaristischen Truppen. Den 

bolschwistischen Umsturz hielt sie für verfrüht und aufgepropft; sie wollte erst eine 

bürgerlich-kapitalistische Entwicklung. Aber sie hatte wohl sowieso schon resigniert. Laut 

englischer Wikipedia brach im Winter 1919 in ihrem Zimmer ein Feuer aus, vielleicht vom 

Rauchen. Sie sei bei zwei Schwestern untergekommen, die im selben Innenhof lebten, 

freilich kurz darauf von einer Lungenentzündung ereilt worden und am 8. Mai 1919, knapp 

80 Jahre alt, in Petrograd gestorben.

Nach einem wohlmeinenden zeitgenössischen Zeitungsbericht aus Straßburg* war 

der ausgebildeten Lehrerin schon als junger Frau übel mitgespielt worden: zwei Jahre 

Einzelhaft auf bloße Gerüchte von revolutionären Umtrieben hin, anschließend auch noch 

mehrere Jahre Verbannung an wechselnden Orten im Osten, ohne je Begründungen zu 

erhalten. Dem sei sie erst mit Ende 20 entronnen, kurz vor dem Vorfall mit der Auspeit-

schung des Studenten Bogoljubow. Das Gerichtsverfahren gegen sie erregte große Anteil-

nahme, sodaß bereits ein mildes Urteil zu erwarten war. Nach dem Freispruch habe 

geradezu Jubel geherrscht. Eine Urteilsbegründung ist leider nirgends zu bekommen, 

soweit ich sehe. Für mich deutet sich aber erneut der Graben zwischen bürgerlicher und 



anarchistischer Rechtssprechung an: jene fußt auf Formalismus, diese auf Moral. Darauf 

werde ich gleich bei Gotthard Schubert zurückkommen.

∞ Verfaßt 2024

* Dr. O. M., »Aus einem russischen Gerichtssaal«, Volksblatt 17/1878

Maskenball     Liebe S., ich habe in meinen Ausgewählten Zwergen wiederholt auf die 

klammheimliche Abschaffung der »Unschuldsvermutung« hingewiesen. Man setzt nicht 

mehr den wohlmeinenden, kooperativen Bürger voraus, sondern erachtet ihn grundsätz-

lich als »potentiellen Straftäter«. Genau auf dieser Linie liegt die wohl bislang einzigartige 

Maßnahme, ein ganzes, eigentlich unschuldiges Volk in Quarantäne zu nehmen: durch 

Ausgangsperren, Reise- und Kontaktverbot, Maskenpflicht und was noch alles kommen 

wird.* Die Umkehrung ist offensichtlich, aber kaum eines von den Volksschafen zeigt 

Entsetzen. Normalerweise hätte man gedacht, als Antiseuchenmaßnahme bemühe sich der 

Staat, die paar Erkrankten gesund zu pflegen und notfalls auch zu isolieren, wegen der 

Ansteckungsgefahr. Freilich hat er das Gesundheitswesen leider schon vorher erfolgreich 

zertrümmert. Also kümmert er sich nun gerade umgekehrt um den großen Rest, um die 

99,9 Prozent Gesunden. Sie müssen gepflegt und eingehegt werden – und wagt sich ein 

Volksschaf ohne »Atemschutzmaske« zu zeigen, wissen alle anderen gleich, sie haben es 

mit einem Schädling an der Volksgesundheit zu tun. Das wird erst ein Spaß, wenn der 

Impfzwang kommt, dem sich einige kritische Köpfe mit guten Argumenten zu widersetzen 

gedenken! Jeder Nichtgeimpfte wird sich eine Lazarusklapper kaufen müssen – und die 

Weigerung, diese einwandfrei zu betätigen, ist schon wieder für Strafgebühren, Folter oder 

Scheiterhaufen gut.

In meinem letzten Brief vergaß ich hervorzuheben, welches Riesengeschäft die 

Impfungen, ja bereits die sogenannten Tests auf das Corona-Virus sind, wie etwa der 

kritische und inzwischen schön verleumdete Mediziner Wolfgang Wodarg anmerkte. Das 

sind vom Staat geschenkte und beschützte Goldgruben für die Pharma-Mafia. Übrigens 

kostet auch die »Atemschutzmaske« Geld – unser Geld. Dabei ist deren Tauglichkeit als 

Viren-Abwehrwaffe nach meinen Quellen unter Fachleuten ebenfalls durchaus umstritten. 

Manche Mediziner halten sie sogar für abträglich. Aber auch dessen ungeachtet stellt sie 

starken Tobak dar. Mit ihr scheute sich der Staat nicht, das selbst erlassene und seitdem 

sehr geschätzte »Vermummungsverbot« zu unterlaufen, ja ebenfalls geradezu umzukeh-



ren. Jeder Nichtvermummte ist jetzt jener »potentielle Straftäter«. Die Maßnahme ist auch 

erstaunlich unaufwendig. Man muß die Nichtvermummten nicht mehr dazu verdonnern, 

sich beispielsweise einen Gelben Stern anzuheften. Vielmehr genügt ein Nichts, nämlich 

die fehlende Maske, jeden wachsamen Spaziergänger oder Verkäufer zum Spion und jeden 

Mitmieter zum Blockwart zu machen.

Ein Seitenstück zur Abschaffung der gutbürgerlichen Unschuldsvermutung ist die 

Umkehrung der Beweislast, wie ich ebenfalls schon mehrmals bemerkte. Auch diese 

Tendenz macht sich der kapitalfreundliche Panikstaat jetzt zunutze. Er hat es nicht nötig, 

einzelnen »Verdächtigen« nachzuweisen, sie seien vom Virus befallen und bereits dem 

Tode geweiht – nein, jetzt haben umgekehrt jene 99,9 Prozent glaubhaft zu machen, alle 

erdenklichen Maßnahmen ergriffen zu haben, um gesund und damit nichtschädlich zu 

bleiben. Die BergsteigerInnen, Ski- und AutofahrerInnen der Nation mußten das bislang 

merkwürdigerweise noch nie. Sie durften für jährlich viele tausend Tote und Verkrüppelte 

sorgen, das war in Ordnung. Von den Soldaten und Soldatinnen ganz zu schweigen.

Um weder eine Maske noch ein Blatt vor den Mund zu nehmen: der »kapital-

freundliche Panikstaat« wird gegenwärtig unübersehbar zu einem von den IT-Gurus 

modernisierten Faschismus. Selbstverständlich weiß er auch ganz genau, was er tut – die 

Verbrämung seiner Terrormaßnahmen, die sich ja immer empfiehlt, eingeschlossen. 

Unseren Eliten ist seit Jahren klar, der menschenfeindliche, unglückbringende Kapita-

lismus bricht über kurz oder lang zusammen. Jetzt liefern ihnen eine Handvoll fanatisch-

eitler Epidemiologen einen Sack voller Vorwände, den sie den Ruinen des »Wachstums« 

überstülpen können, ehe vielleicht doch ein paar tausend Volksschafe in jedem Land 

aufwachen. Ja, mehr noch, durch die genauso strengen wie lächerlichen »Schutzmaß-

nahmen« setzen sie offensichtlich alles daran, das Ruinenfeld in Raketengeschwindigkeit 

auszuweiten. Ganze Branchen stehen bereits vor dem Bankrott; die Arbeitslosenzahlen 

steigen astronomisch wie früher die Börsenkurse. Warum machen die das? Warum 

nehmen das die superreichen DrahtzieherInnen in Kauf?

Weil es sowieso schon viel zu viele Branchen und Arbeitswillige gab. Wir stehen vor 

einer gewaltigen »Ausdünnung«, die allein dem Club der Superreichen zugute kommen 

wird. Sie zerstören die Kleinkapitalisten, die Konkurrenten, die Nischenwirtschaft und alle 

hinderlichen Überbleibsel bürgerlicher Kultur und Demokratie. Sie sorgen für eine deut-

liche »Reduktion« der Weltbevölkerung. Das klassische Instrument »Krieg« wäre, bei so 

vielen atomar Bestückten auf Erden, für sie selber zu gefährlich. Besser ist es, einen noch 

größeren Teil der Weltbevölkerung als bisher an Hunger und Elend krepieren zu lassen, 

und einen anderen Teil vielleicht durch die angestrebte weltweite Zwangsimpfung. Sie 



selber dürften ja locker in der Lage sein, sich solchen medizinischen Gewaltmaßnahmen zu 

entziehen. Ob durch diese Zwangsimpfung, die fast immer akut gesundheitsgefährdend ist, 

auch Kontroll- und Steuerungselemente in unsere armseligen Leiber eingeschleust würden 

– wie einige BeobachterInnen glauben – wage ich nicht zu beurteilen. Aber verblüffen 

würde mich, nach Hitler, Stalin und Orwells 1984, gar nichts mehr.

Vielleicht kennst du jüngere Ehepaare, die sich mit den klassischen Kinderwün-

schen tragen. Die solltest du ihnen dringend ausreden.

∞ Verfaßt Ende April 2020

* Thierry Meyssan (»Covid-19 and The Red Dawn Emails«, https://www.voltairenet.org/article209776.html, 

28. April 2020) glaubt belegen zu können, die Idee mit der Isolierung ganzer Bevölkerungen sei in der Bush-

Zeit für die städteähnlichen US-Militärstützpunkte entwickelt worden, wegen der Gefahr bioterroristischer 

Angriffe. In der epidemiologischen Literatur habe er nichts Vergleichbares gefunden. Jetzt hätten die US-

Falken diese Pläne wieder aufgegriffen, auf die bösen Chinesen gemünzt, und mit der Verwischung, zwischen 

Militärs und Zivilisten keinen Unterschied mehr zu machen. Dies habe schon Bushs Kriegsminister Donald 

Rumsfeld vorgeschwebt. Allerdings habe es in den USA bereits damals die Kritik gegeben, ein Hausarrest der 

gesamten Bevölkerung sei in medizinischer Hinsicht sinnlos und verletze im übrigen die Grundfreiheiten. 

Gleichwohl seien jetzt Leute wie Macron und Merkel blöd genug, die Sache nachzuäffen. Sehr interessant!

Hanns-Martin Schleyer (1915–77)     Der »Industriemanager« hat im Brockhaus 

rund sieben Zeilen, wie so oft ohne Faschismus, dafür mit Foto. Dieses zeigt ihn gleichsam 

in der Spätblüte seiner erfolgreichen Jahre, mit dichtem dunklem Kopfhaar und vollen, 

sinnlichen Lippen. Umso leichter kann ihn die Leserschaft bedauern. Bekanntlich wurde 

der Mann, langjährig im Vorstand von Daimler-Benz und zuletzt auch Präsident des 

Industrieunternehmerverbandes, im Herbst 1977 (angeblich) von der RAF entführt – und 

schließlich ermordet, weil die Bundesregierung nicht darauf einging, im Austausch 11 im 

Knast sitzende Genossen zu entlassen. Merkwürdigerweise fehlt dieser Mann bei Ernst 

Klee.

Schleyer war gelernter Jurist. Meines Erachtens genügt bereits seine befremdliche 

Auslegung des im einstigen schönen Sudetenland geltenden Mietrechts, um von seiner 

späteren Ermordung nicht mehr entsetzt zu sein. Damals, in den frühen 1940er Jahren, 

zog Schleyer mit seiner Gattin Waltrude in eine Prager Villa, die man dem jüdischen 

Bankier Emil Waigner weggenommen hatte. Sowohl Emil wie dessen Frau Marie landeten 

im KZ.* Schleyer leitete zunächst das Studentenwerk der Prager Universität. Im April 1943 

https://www.voltairenet.org/article209776.html


heuerte ihn der Zentralverband der Industrie für Böhmen und Mähren als Sachbear-

beiter, später auch rechte Hand des Chefs Bernhard Adolf an. Wikipedia: »Der Verband 

war unter anderem für die Arisierung der tschechischen Wirtschaft und die Beschaffung 

von Zwangsarbeitern für das Deutsche Reich zuständig.« Als Schleyer im Mai 1945 zu 

seinen Eltern nach Konstanz floh, nahm er den Rang eines SS-Untersturmführers mit, 

wenn auch vermutlich nur klammheimlich. Nach einer gewissen Behelligung wurde ihm 

Ende 1948 der Rang eines Mitläufers verliehen. Damit konnte er das Einkassieren von 

Geld und Ämtern fortsetzen.

Übrigens hatten seine Angehörigen die unerbittliche Haltung der Regierung Helmut 

Schmidt nach der Entführung mißbilligt. Sie hatten bereits 15 Millionen DM Lösegeld 

zusammengekratzt, aber die Behörden unterbanden dessen Übergabe. Wikipedia: 

»Daraufhin hatte Schleyers Sohn Hanns-Eberhard die Freilassung der RAF-Häftlinge beim 

Bundesverfassungsgericht beantragt. Der Antrag wurde wenige Stunden vor Ablauf des 

letzten RAF-Ultimatums abgelehnt.« Die geschätzten hohen Richter blieben also dem 

berüchtigten Prinzip der Staatsräson treu. Es lautet in anderer Formulierung: Im 

Zweifelsfall geht der Staat über Leichen.

Heute haben wir in Deutschland nach wie vor etliche Hanns-Martin-Schleyer-

Straßen. In Bad Friedrichshall beherbergt Schleyers Straße sinnigerweise eine sogenannte 

Flüchtlingsunterkunft. In Esslingen gibt es auch eine Brücke, in Stuttgart eine riesige 

Veranstaltungshalle, die an das bedauernswerte Opfer erinnert.** Eine Freundin von mir 

schimpfte bereits vor Jahren, die eben umrissene Benennungs-Lage sei ein größerer 

Skandal als Schleyers Ermordung. Zum Glück lebt sie selber auch nicht mehr, sonst käme 

ich in Erzwingungshaft, bis ich ihren Namen preisgebe.

∞ Verfaßt 2024

* Heide Sobotka, https://www.juedische-allgemeine.de/kultur/villa-schleyer/, 7. Dezember 2o10

** Erol Ünal, https://erolunal.de/2022/03/01/entnazifizierung-der-schleyer-des-vergessens/, 1. März 2022

Schreck / Schröder / Schubert     Ich fasse im folgenden drei NS-Täter zusam-

men, die in meinem Brockhaus durchweg fehlen. Der erste trägt zufällig einen bezeich-

nenden Namen. Im Gegensatz zu etlichen Berufskollegen wurde der Psychiater und 

Euthanasie-Gutachter Arthur Schreck (1878–1963) sogar belangt. Er hatte in verschie-

denen süddeutschen Anstalten leitend am Massenmord mitgewirkt. Das Freiburger 

Landgericht verurteilte ihn 1950 recht glimpflich zu 12 Jahren Haft. Doch seine baldige 

https://erolunal.de/2022/03/01/entnazifizierung-der-schleyer-des-vergessens/
https://www.juedische-allgemeine.de/kultur/villa-schleyer/


»Haftverschonung« ist eine Schreckgeschichte eigener Art. Vielleicht fehlt er im Brock-

haus gerade deshalb. Klee zufolge setzte der Ministerpräsident von Baden-Württemberg 

Gebhard Müller, ein gelernter Jurist, Schrecks Strafe bereits 1954 aus. Überdies habe man 

dem Verschonten oder gar Begnadigten einen monatlichen Unterhalt von 450 DM 

bewilligt und ihm später selbst die Gerichtskosten erlassen. Er habe sein Berufsleben als 

niedergelassener Arzt in Pfullendorf am Bodensee fortgesetzt. Somit kann er kaum 

sterbenskrank gewesen sein. Gebhard Müller war übrigens 1958–71 auch noch Präsident 

des Bundesverfassungsgerichts. Wie Blogger Erol Ünal in seinem oben angeführten 

Schleyer-Aufsatz erwähnt, hatte sich Müller für etliche NS-Täter, also nicht nur für 

Schreck eingesetzt. Doch man überhäufte Müller mit Ehrungen und Auszeichnungen. Er 

starb in Stuttgart mit 90. Seine Faschistenfreundlichkeit wird in Band 15 von Brockhaus 

selbstverständlich ausgespart.

Der Kölner Bankier Kurt Freiherr von Schröder (1889–1966), im Ersten Weltkrieg 

Generalstabsoffizier, war ein wesentlicher Förderer der NSDAP. Er saß in zahlreichen 

Aufsichtsräten – und nach dem 4. Januar 1933 bald in ungefähr doppelt sovielen. Laut 

Klee richtete er an diesem Tag in seiner Kölner Villa das heimliche Treffen zwischen Papen 

und Hitler aus, das den Sturz der Regierung Schleicher beschloß. Unter Hitler war er dann 

unter anderem Aktivist im Freundeskreis Reichsführer-SS (Himmler), der emsig Millionen 

an »Spendengeldern« eintrieb. Im April 1943 kürte ihn Himmler zum SS-Brigadeführer, 

eine Art General. Nach dem Krieg wurde auch Schröder christlich-antikommunistische 

Verzeihung zuteil. Eine kurze Gefangenschaft und einiges juristisches Ringen mündete 

1948/50 in lächerlicher Haftstrafe (drei Monate) und lächerlicher Geldbuße (60.000 

Mark) und vorzeitiger Haftentlassung (schon 1948), wie sich in verschiedenen Internet-

Nachschlagewerken nachlesen läßt. Seinen Lebensabend habe er auf Gut Hohenstein bei 

Eckernförde verbracht. Ich vermute stark, das hübsche Anwesen gehörte dem Schröder-

Clan. Die Webseite* deutet einige Tradition an. 1854 sei das Gut von Theodor Milberg und 

dessen Frau Harriet, geborene Schröder, erworben worden. 1944 hätten böse Buben das 

Herrenhaus als »Kriegsentbindungsheim« der NSV (Nationalsozialistische Volkswohl-

fahrt) »beschlagnahmt«. Von Kurtchen lese ich nichts.

Gotthard Schubert (1913–85) war ein rühriger SS-Untersturmführer und Geheim-

polizist und durfte dennoch auch in unserer demokratischen Kriminalpolizei mitwirken. 

Primitive Völker haben dafür ein Sprichwort vom Bock, den man zum Gärtner macht. 

Nach Klee war Schubert in die bereits früher erwähnten Massenmorde in der Gegend von 

Lublin verstrickt. Gefangen, muteten ihm die Sowjets 1950 deshalb 25 Jahre Zwangsarbeit 

zu. Jedenfalls auf dem Papier. Schon 1955 entlassen, wurde er zu 50 Prozent als Kriegsbe-



schädigter anerkannt. 1957 durfte er Sekretär im hessischen Polizeidienst, 1960 Kriminal-

kommissar und Leiter des Referats Meldewesen beim Wiesbadener Landeskriminalamt 

werden. Ziemlich spät ereilte ihn jedoch noch ein Strafverfahren. Das Wiesbadener 

Landgericht habe ihn 1971 [oder 73?] »wegen gemeinschaftlicher Beihilfe zum Mord an 

mindestens 28.450 Menschen« zu sechs Jahren Haft verurteilt. Sie haben sich nicht 

verlesen: sechs Jahre. Ob er die absitzen mußte, teilt leider auch eine jüngere Quelle aus 

Hessen nicht mit. Ich vermute freilich, wohl kaum. Der vergleichsweise seltene und 

verdienstvolle Artikel aus Gießen** nennt neben Schubert selber noch mehrer Nazi- und 

LKA-Kollegen von ihm, die allesamt ähnlich glimpflich davonkamen. Er erlaubt sich 

Zwischentitel wie »Seilschaften im Landeskriminalamt« und »Zuträger für US-Nach-

richtendienst«. Vielleicht sollte Bundesinnenministerin Faeser die Gießener Allgemeine 

endlich verbieten.

Früher bemühte ich mich in vergleichbaren Fällen (Bunke/Ullrich), die Herabwür-

digung von Mördern zu Mordbeihelfern zu verstehen. Aber inzwischen lasse ich mich auf 

die Spitzfindigkeiten Bürgerlichen Rechtes nicht mehr ein. Damit komme ich, wie oben 

angekündigt, auf den krassen Unterschied zwischen den beiden Rechtsfundamenten 

Formalismus und Moral zurück. In Mordfällen läßt das Bürgerliche Recht in der Regel nur 

einen als Mörder gelten, der mit dem Hammer zuschlug oder die Spritze einstach. Das ist 

jedoch grundfalsch. Die sogenannte »geistige Mittäterschaft« oder das bloße Zuschauen 

bei Erschießungen sind um keinen Deut weniger verwerflich als der tödliche Schlag oder 

Stich. Ich würde sogar fast sagen, sie sind eher noch schlimmer. Meistens handelt es sich ja 

um eine ganze kriminelle Gesellschafts-Maschinerie, der sowohl die »Schreibtischtäter-

Innen« wie die SchlägerInnen wie die ZuschauerInnen angehören. Aber geplant und ver-

feinert haben sie die führenden oder leitenden Hirne. Ohne diese gäbe es das betreffende 

kriminelle System gar nicht. Das kriminelle System ist die entscheidende, unmoralische 

Qualität. Vor diesem Hintergrund mehr oder weniger große, also quantitativ unterschie-

dene Beiträge gegeneinander auszuspielen: eben das nenne ich Formalismus. Als Anar-

chist halte ich mich in meinen Handlungen und Urteilen an Gut und Böse. Zum Beispiel ist 

auch das kriminelle System, dem unsere gegenwärtig amtierenden MinisterInnen ange-

hören, böse. Und wer dabei mitmacht, gehört vor die Füße gespuckt und geschnitten. Über 

dieses Thema verfaßte ich vor Jahren den Aufsatz »Die VerbrecherInnen sind mitten über 

uns«, zu dem ich bis heute nicht einen unaufgeforderten Kommentar erhielt.

Jetzt kommts mir fast vor, Beate Klarsfeld ohrfeigte Kiesinger (1968) für viel zu 

wenig, nämlich lediglich für seine mißratene Vergangenheit. Dabei war er doch Regie-

rungschef des yankeetreuen Wirtschaftswunderlandes BRD und damit in zahlreiche 



Schreibtischtaten, oft in Übersee, der verheerendsten Art verstrickt. Ich hoffe, hätte ich zu 

Gebhard Müllers Zeiten im Schwabenland gelebt, hätte ich auch diesem bereits vor die 

Füße gespuckt. Er war kein NS-Täter, jedoch ein Herrscher. Er diente dem Machterhalt 

seiner selbst und der bekannten volksfeindlichen bundesdeutschen Einrichtungen. 

Dagegen hätte ich volksfreundliche Schiedsgerichte für die Entlastung solcher Rebellen 

wie Wera Sassulitsch (1878) und Scholom Schwartzbard (1926) sofort gelobt, obwohl diese 

beiden gewalttätig vorgingen. Und so ähnlich war es ja auch. Bürgerliche Geschworene 

sprachen sie frei – nicht aus formalen, sondern aus moralischen Gründen.

∞ Verfaßt 2024

* https://gut-hohenstein.de/ueber-uns/

** Ursula Sommerlad, »Zehntausende Tote und kein Urteil«, Gießener Allgemeine, 16. Februar 2020

Kamine und Fernseher fegen     Ein Bekannter erzählt mir beiläufig von den 

jüngsten Schwierigkeiten seines Nachbarn. Dieser N. hatte dem Kaminfeger eine ältere 

Sprossenleiter aus Holz, die offensichtlich keinen TÜV hatte, an die Dachtraufe gelehnt. 

Der Kaminfeger erklomm sie, trat auf eine morsche, brechende Sprosse und brach sich 

selber durch seinen Fall das Schlüsselbein. Daraufhin brachen drittens prompt ausgiebige 

Streitigkeiten zwischen den beiden Beteiligten beziehungsweise deren Versicherungen aus. 

N., ein höherer Angestellter bei der Conti, habe sich »natürlich« sofort einen Rechtsanwalt 

genommen. Der Fachmann ermutigte N. unter anderem mit der Behauptung, als erfah-

rener Handwerker hätte »der schwarze Mann« die vorgefundene Leiter gar nicht unge-

prüft benutzen dürfen. Ach, hake ich ein, wieso natürlich einen Rechtsanwalt ..? Hat sich 

N. nicht zunächst einmal selber mit dem Kaminfeger unterhalten? Und diesem dabei auch 

gestanden, wie unangenehm es ihm sei, möglicherweise mit- oder gar hauptschuldig an 

dem Unglück zu sein? Ich glaube, an N.s Stelle hätten mich bereits am Abend üble Schuld-

gefühle gequält, von Mitleid ganz zu schweigen.

»Mitleid?« sah mich mein Bekannter stirnrunzelnd und spöttisch an. »Die beiden 

Kontrahenten wollten kein Mitleid. Sie wollten Recht, Geld, Genugtuung und so weiter! 

Mitleid ist hoffnungslos veraltet, lieber Henner. Also prozessierten sie ausgiebig und 

ärgerten sich dabei ordentlich, und alles in allem – man schloß einen Vergleich – kamen 

auch die ganze Volkswirtschaft und Vater Staat auf ihre Kosten.«

https://gut-hohenstein.de/ueber-uns/


Bei einer Internet-Suche zur Frage, wie man solche Unstimmigkeiten vor der Antike 

behandelt habe, also etwa in der Jungsteinzeit oder bei sogenannten wilden/primitiven 

Völkern, ärgert man sich ebenfalls ordentlich. Entweder ist meine Frage falsch formuliert 

oder der jeweilige Roboter blöd. Er scheint Rechtsstreitigkeiten und die Bemühung von 

Rechtsanwälten für ähnlich selbstverständlich zu halten wie das Geld. In Athen mögen die 

Rechtsanwälte vielleicht FürsprecherInnen oder RhetorikerInnen gehießen haben, das 

erklärte Ziel war stets dasselbe: die Partei, die einer vertritt oder verstärkt, zum Sieg zu 

führen. Hauptwaffe war ausgefuchste Überredungskunst. Argumentierte mein Vertreter, 

kam es nicht darauf an, ob seine Argumente der Wahrheit und der allgemeinen Wohlfahrt 

dienten – nein, sie sollten mir dienen. Sie sollten überzeugen. Sie hatten die schwächeren 

Argumente des gegnerischen Rechtsanwaltes an die Wand zu reden. Kurz und schlecht: 

Stärke war gefragt.

Und so verhält es sich bis zur Stunde. Tüchtig Geld in die Waagschale zu werfen, 

dürfte allerdings in der kapitalistischen Demokratie noch erheblich an Bedeutung gewon-

nen haben, weil ja heute fast jeder viel Geld hat, während der Einsatz von Handfeuer-

waffen oder Schlägerbanden nicht gern gesehen wird, da es der zivilen Fassade unschöne 

Kratzer beibringen würde. Die jährliche Höhe der Kosten postmoderner »Rechtspflege« 

wage ich mir gar nicht vorzustellen, wird mir doch bereits in dritten Stockwerken 

schwindelig. Aber sie kurbeln eben »die Wirtschaft« an: ein anderer Ausdruck für »den 

Parasitenbefall«. Man kennt diesen Mechanismus auch insbesondere von Kriegsvorbe-

reitung (mehr rüsten!) und Gesundheitsfürsorge (mehr impfen!).

Was mich immer wieder erstaunt: wie bereitwillig, ja im Grunde unterwürfig sich 

auch sogenannte Linke oder Alternative nach wie vor in kostspielige Händel stürzen, um 

bis an die Zähne bewaffnete GegnerInnen (vor allem Vater Staat) etwas mehr Gerechtig-

keit abzutrotzen. Dabei verfügen doch diese GegnerInnen über die bestochenen Richter-

Innen und Staatsanwälte und zudem über Heere von PR-Leuten, Medienknechten, 

Geheimagenten und Denunzianten. Wer sich gleichwohl mit ihnen anlegt, bindet seine 

AnhängerInnen unweigerlich an das ganze verrottete System, in dem man heute zu leben 

hat. Es fußt auf dem Leistungs- und Konkurrenzprinzip. Es wünscht überall und pausenlos 

Krieg. Meines Erachtens wäre es im Sinne revolutionärer Änderungen wirkungsvoller, jene 

GegnerInnen im Regen stehen zu lassen und das Geld und den revolutionären Schwung 

lieber in Gegenentwürfe zu stecken. Verweigerung heißt das Zauberwort. Generalstreik 

gegen die Rundfunkanstalten und die Schulen, die Rechtspflege und die kapitalistische 

Warenproduktion, wo es nur eben geht.



In meinen »utopischen« Freien Zwergrepubliken gibt es weder Rechtspflege noch 

Rechtsanwälte noch Geld. Konflikte werden so weit wie möglich »unten«, also vor Ort, und 

stets öffentlich behandelt. Unbefangene Dritte werden gern bemüht. Ist der Kreis der 

Betroffenen größer, werden auch die zuständigen Schiedsräte des Dorfes oder des Landes 

beigezogen. Die sind nicht etwa ihrem Gehalt oder ihrer Partei, vielmehr der Verfassung 

und dem Geist der Republik verpflichtet. Ohnehin kennt fast jeder jeden, da wäre Foulspiel 

kaum möglich. Man erarbeitet eine Lösung des betreffenden Konflikts, die alle Beteiligten 

mittragen können. Nicht anders fassen die Vollversammlungen der Grundorganisationen 

oder die Delegiertenkonferenzen ihre Beschlüsse: im Konsens. Das »Mehrheitsprinzip« 

kapitalistischer Demokratie wäre das Prinzip der verhaßten Stärke.

Vielleicht wenden Sie ein: Und wenn keine Einmütigkeit erzielt wird, aber auch der 

Status quo unerträglich wäre? – Ja, dann müssen Sie Revolution machen! Wozu leben Sie 

in einer anarchistisch gestimmten Republik? Ab und zu ein kleiner Aufstand, das ist hun-

dertmal besser als jene Unterwürfigkeit, die nie das Herrschaftssystem anzutasten wagt.

∞ Verfaßt 2025

Riesen     Besucher Mark läßt sich von seiner Angebeteten J. zunächst die Mythologie 

der Leute auf der Schweinsblaseninsel erläutern. Dann fügte ich, der Erzähler, noch ein 

paar Bemerkungen zur Frage des Totenkultes und der Rechtspflege hinzu. Durch sie läßt 

sich nebenbei unterstreichen, daß sich die InsulanerInnen, Riesen hin und Riesen her, 

über das, was die abendländischen Philosophen mit Bierernst meist »Jenseits« nannten, 

eher lustig machen. Sie haben nämlich gar keine nennenswerten Jenseitsvorstellungen. 

Wozu auch? Das Land ist gut, und einer Hölle bedarf es ebensowenig, weil just bei Leb-

zeiten gebüßt wird, falls jemand unrecht tat. Die Hauptbuße besteht darin, das Unrecht 

wieder gut zu machen, soweit möglich, und weiterem Unrecht vorzubeugen. Prügel- und 

(aufwendige) Gefängnisstrafen gibt es nicht. Jeder Häftling würde sich in einem Gefäng-

nis sowieso umgehend umbringen. Bei schweren Vergehen und Uneinsichtigkeit bezie-

hungsweise Wiederholungsgefahr wird der Täter getötet. Dadurch wird unter anderem 

verhindert, daß er seine Anlagen vererbt. Hat er (oder sie) bereits Kinder, werden wohl 

auch diese getötet, aus demselben Grund, und nicht etwa wegen Sippenhaftung. Hinrich-

tungen haben, wie alles, nicht den geringsten sadistischen Zug.



Über das Jenseits, das Geschick nach dem Tode, läßt sich also nichts Genaues 

sagen. Dummerweise schließt das die Unkenntnis darin ein, ob oder was Leichen 

empfinden. Deshalb hat es sich, für alle Fälle, auf der Insel eingebürgert, die Leichen so 

kurz und schmerzlos wie möglich zu beseitigen. Sie werden mit brennbarer Flüssigkeit 

überschüttet und in ein prasselndes Feuer geworfen. Gedenkstätten gibt es nicht. Die 

aktuellen Toten werden auf den Vollversammlungen erwähnt, bis der nächste Insulaner 

gestorben ist.

Das Wort »töten« kommt in der Inselsprache nicht vor. Für die Jagdbeute hat man 

ein anderes Wort. Ist es hin und wieder unumgänglich, einen Insulaner zu töten, wird ihm, 

schweren Herzens, »das Leben genommen«. So kam einmal ein Insulaner vor, der von 

Wahnsinn und Tobsucht befallen wurde. Nachdem er, gefesselt, drei Tage geschrieen 

hatte, entschloß sich der genervte Konsens, ihn zu töten. Das wurde mit allerlei Bitten um 

Entschuldigung und Büßmaßnahmen vergolten. Alles in allem dürfte sich freilich schon 

deutlich gezeigt haben: Wie sie von keinem König oder Kapitalisten beherrscht werden, 

stehen die SchweinsblaseninsulanerInnen auch nicht unter der Knute ihrer eigenen 

Ängste. Es sind »unverkrampfte« und »gradlinige« Leute, wie Mark sich einmal aus-

drückte. Das dürften sie nicht unerheblich der antiautoritären Tradition ihres Sozial- und 

Liebesliebens verdanken. Dazu später mehr.

∞ Teil meiner Schweinsblaseninsel-Skizze, 2017

Störung …..Es wäre verfehlt, dabei gleich an Tobsuchtsanfälle zu denken. Mein Brock-

haus führt als einen Spezialfall die »Störung der Totenruhe« an. Sie wird bestraft wie fast 

alles, was in Deutschland das Niveau von Blas- und BAP-Musik-Konzerten zu unterbieten 

wagt. Das scheint in § 168 StGB einsehbar zu sein. Offenbar sind vor allem Leichenfled-

derei und Leichenschändung verfemt. Dann geht es ja noch, denn wenn Tote Ohren haben 

sollten, fresse ich einen Besen.

Allgemeiner kommen Störungen, nach Brockhaus, in vier naturwissenschaftlichen 

Bereichen in Betracht, von der Astronomie (Umlaufbahnen) bis zu Physik & Technik. Was 

fehlt, ist die Sozialpsychologie. In den anarchistischen Kommunekreisen, denen ich um 

2000 angehörte, war die Regel bekannt: »Störungen haben Vorrang.« Angeblich auf dem 

Mist der US-Psychoanalytikerin Ruth Cohn gewachsen, führte der Satz, in gruppendyna-

mischer Hinsicht, zu einer durchaus hilfreichen Wachsamkeit. Zum Beispiel hat es keinen 



Sinn, das Plenum wie gewohnt mit TOP 1 zu eröffnen, wenn noch dicke Luft im Raum 

hängt, weil sich beim Einnehmen der Plätze gerade zwei oder mehrere Kommunarden 

wegen schwelender Feindseligkeiten angegiftet haben. Das muß erst bereinigt werden. 

Andernfalls wird die Erörterung der anstehenden Sachthemen verzerrt und somit eher 

unfruchtbare Beschlüsse hervorbringen. Also hebt einer gleich den Finger, sagt »Störung!« 

und erkundigt sich bei den Streithammeln nach dem Anlaß der Giftmischerei. Nicht selten 

liegen die hemmenden Störungen allerdings keineswegs auf der Hand. Sie sind etwa im 

bekümmerten Gesichtsausdruck einer Kommunardin oder in der leibhaftigen Abwesenheit 

eines Kommunarden verborgen. Was hat sie? Warum fehlt er? fragt sich der wachsame 

Mitkommunarde – und meldet »Störung!« an.

Gewiß muß man mit diesem Mittel des Eingriffs verantwortungsvoll und vorsichtig 

umgehen, sonst landet man früher oder später bei der Schaffung einer Gedankenpolizei. 

Diese Gefahr besteht immer. Sie ist der Preis für die in egalitären Gemeinschaften 

herrschende »soziale Kontrolle«. Sie muß mit Erfahrung und Bildung, Weisheit und 

Fingerspitzengefühl in Schach gehalten werden. Aber was wäre die Alternative? Das 

Strafgesetzbuch. Da steht klipp und klar alles drin, was erlaubt und was verboten ist.

∞ Verfaßt 2017

Carl Mertens (1902–32), zunächst Hauptmann, dann Publizist     1924 war ein Buch 

des pazifistisch gesinnten Mathematikers und Statistikers Emil Julius Gumbel mit dem 

Titel Vier Jahre politischer Mord erschienen. Gumbels Befund wurde, laut Wolfram 

Wette*, noch im selben Jahr von einer Denkschrift aus dem Reichsjustizministerium unter 

Gustav Radbruch (SPD) bestätigt. Danach waren in Deutschland verübt worden: »354 

Morde von rechts; Gesamtsühne 90 Jahre und 2 Monate Einsperrung, 730 Mark Geld-

strafe und 1 lebenslängliche Haft.« Dem standen gegenüber: »22 Morde von links; 

Gesamtsühne: 10 Erschießungen, 248 Jahre und 9 Monate Einsperrung, 3 lebenslängliche 

Zuchthausstrafen.« Daher die Rede vom Rechtsstaat. Leider hat sich an diesem krassen 

Mißverhältnis grundsätzlich bis zur Stunde kein Deut geändert. Es merkt nur so gut wie 

keiner, weil auch die unablässige Verteufelung des »Linksextremismus« blieb – während 

vom »Verfassungsschutz« gehätschelte Kräfte wie der Nationalsozialistische Untergrund 

(NSU) für die erforderlichen Leichen sorgen.



Die meisten politischen Morde jener Zeit gingen auf das Konto verschiedener 

illegaler, oft Freikorps genannter militärischer Verbände, war die Reichswehr doch 

»offiziell« durch den Versailler Vertrag stark beschnitten worden. Man spricht allgemein 

von der Schwarzen Reichswehr und ihren Fememorden. Über diese blutigen Umtriebe 

und das entsprechende Truppenklima legte der 1902 in Kassel als Sohn eines Polizei-

kommissars geborene Carl Mertens 1925 in einer Serie der Weltbühne Aufsehen erregende 

Enthüllungen vor. Er ergänzte sie im Jahr darauf mit einem Buch über die illegale 

Wiederaufrüstung Deutschlands mit dem Titel Die deutsche Militärpolitik seit 1918. 

Mertens wußte, wovon er sprach. Trotz einer Buchhändlerlehre war er ins väterliche 

Fahrwasser geraten, nämlich Polizeischüler und dann Offizier der Schwarzen Reichswehr 

geworden, zuletzt Hauptmann. Aufgrund moralischer Skrupel »stieg er jedoch aus« und 

ging zum kritischen Journalismus über. Es hagelte Drohungen seitens der Ex-Kameraden 

und Anklagen wegen »Landesverrats« seitens des demokratischen Staates. Wette seufzt, 

weit davon entfernt, die von Mertens namentlich angeführten 40 Fememörder zu ver-

folgen, deckte die Weimarer Justiz deren Hintermänner und verfolgte nun unerbittlich den 

Boten, der die schlechte Nachricht überbracht hatte. Auch dieser Mechanismus arbeitet bis 

heute ungebrochen.

Einem Haftbefehl (der später wieder aufgehoben wurde) wich Bote Mertens Anfang 

1927 ins Exil aus. Über Österreich und die Schweiz ging er nach Paris. Im Januar 1928 

reiste er aufgrund der Zusage sicheren Geleits als Zeuge nach Leipzig, wo Hitlers Fahrer 

und Leibwächter Julius Schreck vor Gericht stand, der übrigens aus der berüchtigten 

»schwarzen« Brigade Ehrhardt hervorgegangen war. Schon am Bahnhof wurde Mertens 

von »Nationalsozialisten« angegriffen und verprügelt. Die kurze Spur seines restlichen 

Lebens verliert sich im Dunkel. Die Lexikon-Zeile, im Oktober 1932 sei der 30jährige 

Antimilitarist Mertens zwischen Fontainebleau und Paris bei einem Autounfall umgekom-

men, schreibt auch Wette ab** – ohne Verdacht zu schöpfen oder wenigstens den Mangel 

an näheren Angaben zu beklagen. Solange der Mangel also nicht behoben ist, sollte man in 

dem »Autounfall« sicherlich eher einen Anschlag vermuten.

Immerhin geben Kramer/Wette nützliche Hinweise zu jener Absurdität »Landes-

verrat/Vaterland«, die ich bereits wiederholt streifte. Für mich zählt sie zu den vielen 

»großen Sachen«, wie Koestler sie gern nannte. Sie drücken uns aufs Gehirn und gestatten 

den jeweils Herrschenden, uns in jede von ihnen erwünschte Richtung zu schicken. Der 

freiheitsliebende Mensch wird seine »Sachen« eher klein halten. Entsprechend wird er 

überschaubare Lebens- oder Arbeitsgemeinschaften vorziehen, in denen dann auch 

Gesetzbücher und 300 Bände mit Kommentaren zu den Gesetzbüchern überflüssig sind. 



Nationalität oder Rasse der Beteiligten sind dabei völlig unerheblich, sofern sie die 

Freiheitsliebe teilen und gemeinsame Interessen besitzen. Das ist selbstverständlich nicht 

der Fall, wenn in der betreffenden Gemeinschaft einige Leute darauf pochen, sich als 

Kapitalisten, Soldaten, BerufspolitikerInnen – oder eben Patrioten zu betätigen. Sie 

werden bekämpft, sofern sie nicht freiwillig gehen, um sich woanders eine ihnen angemes-

senere Gemeinschaft zu suchen. Genau nach diesem Muster hätte man 1989/90 die DDR 

entvölkern sollen. Jede Wette, die Leute zum Auffüllen der entstandenen Lücken wären 

binnen weniger Monate mit Handkuß gekommen – und zwar »aus aller Herren Länder«.

∞ Verfaßt 2022

* Helmut Kramer / Wolfram Wette (Hrsg): Recht ist, was den Waffen nützt, Berlin 2004, S. 135 & ** S. 139

Rauhbeiniges     Im Rathaussaal meiner südthüringischen Zwergrepublik Ümmers-

hand hat ein sogenanntes Öff stattgefunden, eine Schlichtungsverhandlung. Es ging um 

einen angeblichen Kindesmißbrauch. Darauf kommt es aber hier nicht an. Im Anschluß an 

die Veranstaltung sitzt die russische Sonderbotschafterin, die gerade an der Ümmer weilt, 

mit ein paar Einheimischen bei einer Flasche Rotwein in einer nahen Kneipe:

Die stämmige, vielleicht etwas kurzhälsige, 57 Jahre alte Katastrophenchefin Nancy 

Litbarski wäre bei einem DDR-Betriebssportfest sicherlich auch als Kugelstoßerin durch-

gegangen. Schon immer dunkelhaarig, hatte sie sich inzwischen einen kecken Bubikopf 

zugelegt. Den schüttelte sie jetzt, während sie den Stiel ihres Weinglases knetete. Sie 

erwiderte:

»Aber Frau Laskirow! Wegen solcher Eventualitäten braucht man doch keine 

Polizeitruppe zu mästen! Die wird nur mißbraucht. Das A & O einer Freien Republik ist die 

Eigenverantwortlichkeit. Das gilt auch für die Rechtsprechung, wie wir vorhin erst sahen. 

In der Westlichen oder Östlichen Tauschwertegemeinschaft läuft es natürlich anders. 

Diesen Schläger soll mal schön die Polizei einladen! sagt der Staatsbürger, geht vom 

Fenster aus zu seinem Fernsehsessel zurück und vergißt die Hilfeschreie. Oder er liest 

Zeitung und nickt: Genau richtig so! Solche VerbrecherInnen müssen von beherzten, gut 

ausgebildeten, hoch bezahlten Richtern ins Zuchthaus gesteckt werden. Dann köpft der 

Staatsbürger sein Frühstücksei und denkt schon ans Mittagessen.«



»Genau«, ergänzte eine junge Frau, die wohl auch zur Kommune der GO Gymna-

sium gehörte, wenn sich Laskirow nicht irrte. »Die Verantwortung ist abgewälzt und das 

Gewissen beruhigt.«

Sie wurde Fränzchen gerufen. Sie und Litbarski zwinkerten sich zu, hoben wie auf 

ein Kommando ihre Weingläser und prosteten der Sonderbotschafterin versöhnlich zu.

Laskirow hatte sich von Effesheimer nach dem Öff in die Rote Reblaus führen 

lassen. Die Weinstube lag unweit vom Markt in einer bucklig gepflasterten Gasse und 

gehörte zur GO Molkerei. Draußen brannten ein paar Laternen, drinnen ein paar Kerzen. 

An ihrem langen Tisch saßen noch mehr Leute, die den angeblichen Kinderschänderfall 

verfolgt hatten, darunter der hagere grauköpfige Kurt Lodenbrink, seines Zeichens 

Wirtschaftsrat der Republik. Laskirow hatte in seinem Büro bereits ein aufschlußreiches 

Gespräch mit ihm geführt. Die eher wenigen Kneipen der Republik gehörten stets zu einer 

GO und wurden von dieser verwaltet. Speisen gaben sie nicht aus. Dafür hatte man 

schließlich die GO-Küchenbetriebe. Meist hatten sie nur abends geöffnet, wenn der Einhei-

mische mal neue Gesichter sehen oder seine neue Braut zur Schau stellen wollte …

»Aber sie waren doch selber lange Zeit Polizistin, zuletzt in Suhl, wie ich gehört 

habe«, sagte Laskirow zur Katastrophenchefin.

»Das schon. Isolde hat mich nach der Wende bekehrt, als ich einmal auf Besuch in 

Ümmerstadt war und ihre im Werkstattfenster stehenden Körbe oder Truhen bewunderte. 

Sie hat mich gleich auf solch eine Truhe gesetzt und mir die Sache mit der Eigenverant-

wortlichkeit verklickert.«

»Hm«, machte Laskirow. »Es gibt freilich Vorfälle, bei denen sich mancher nicht 

selbst helfen kann, weil er einfach zu schwach ist. Da ruft er halt die Polizei. Nicht jeder ist 

ja so kräftig wie Sie, Frau Litbarski.«

Während Litbarski geschmeichelt lächelte, mischte sich Lodenbrink ein. »In meiner 

alten GO, in Wickum, hatten wir einmal einen witzigen Beleidigungsfall. Plötzlich hing bei 

Hans-Georg, einem bärenstarken gelernten Schlosser, ein weißer Kopfkissenbezug aus 

dem Zimmerfenster, den er mit dickem Filzstift wie folgt beschriftet hatte: Lisa Soundso 

vögelt hier mit jedem zweiten Idioten. Ein paar Leute, darunter ich, baten ihn selbstver-

ständlich sofort, sein übel riechendes Banner wieder einzuziehen. Er dachte aber gar nicht 

daran, so wütend war er auf Lisas Verweigerung und auf weiß der Teufel wen noch alles. Er 

drohte uns allen Prügel an und warf uns hinaus. Abends erschien er immerhin auf einer 

Vollversammlung der GO. Seine Zimmertür hatte er abgeschlossen. Auch dem Plenum 

gelang es jedoch nicht, Hans-Georg zum Einlenken zu bewegen. Nach zwei Stunden 

verständigte ich mich heimlich mit ein paar anderen GOlern, und wir verdrückten uns. Wir 



holten zunächst eine Anlehnleiter. Als wir sahen, sie war zu kurz, holten wir eine Fackel, 

entzündeten sie und hielten sie an das Banner. Nun verkohlte es natürlich. Dann kam 

Hans-Georg zurück. Kaum hatte er den Brand gerochen, bekam er einen Tobsuchtsanfall 

und stürmte durchs ganze Haus. Was wollen Sie da machen? Wir stürzten uns mit einem 

Dutzend Leute auf ihn, fesselten ihn mit einer Wäscheleine und warfen ihn auf sein Bett. 

Nach zwei Stunden hatte er erstens sein Bett durchnäßt, zweitens rief er um Hilfe und 

Gnade. Wir umringten sein Bett und besprachen seinen Übergriff beziehungsweise seine 

Beweggründe für noch einmal zwei Stunden. Er entschuldigte sich schließlich und ver-

sprach Besserung. Es war schon weit nach Mitternacht, als wir ihn von der Wäscheleine 

befreiten. Vorsichtshalber stellten wir allerdings Wachen auf. Bald darauf verließ Hans-

Georg Ümmershand und verzog sich nach Norwegen, wo er Leute kannte. Ob seine Reue 

echt war, könnte wahrscheinlich keiner aus der GO beschwören.«

Laskirow blieb eine Weile stumm, dann hakte sie nach: »Und wenn er statt Reue 

Rache gezeigt hätte? In seinem Zorn zum Messer oder zum Gewehr gegriffen hätte?«

Lodenbrink hob zerknirscht die Arme und wiederholte: »Was wollen Sie machen? 

Widerstand leisten. Er wäre vielleicht nur verprügelt, aber wohl eher erschossen worden.«

»Das sagen Sie so unverblümt?«

Jetzt sprang ihm Litbarski bei. »Das ist immer noch besser, als ihn der kapitalisti-

schen Gesundheits-, Ruhigstellungs- oder Tötungsmaschinerie auszuliefern, Frau Laski-

row. Es ist vor allem für die betroffene Gemeinschaft besser, für die GO oder ganz Üm-

mershand also. Solche handfesten, zuweilen erschütternden Erfahrungen helfen manches 

heilen und sogar verhindern. Davon sind wir hier überzeugt. Ist es nicht so, Pitt ..?«

Effesheimer schwankte für einen Augenblick sichtlich zwischen seiner Befürchtung, 

Wera vor den Kopf zu stoßen, und seiner republikanischen Solidarität. Doch dann 

erwiderte er leise: »Ja, so ist es, Nancy.«

Sabotage im ROB     Der ROB ist der Rhein-Oder-Bund, der neulich nach einem 

durch das Corona-Virus ausgelöstem Umsturz Deutschland ersetzte. Seine erste General-

sekretärin wurde die Kabarettistin Nele Schurznagel. 2028 amtsmüde geworden, verab-

schiedete sie sich aus dem Jugendstil-Eckhaus am Kasseler Rammelsberg mit einer Art 

Rechenschaftsbericht, den Sie in meiner Erzählung Der Sturz des Herkules nachlesen 



können. Darin erwähnt Schurznagel auch den Fall Löhnke, der 2024 in ganz Mitteleuropa 

für Aufsehen sorgte:

Der Agent hatte sich als Maulwurf in eine sächsisch-anhaltische GO eingeschlichen, 

um eine Saalebrücke der Bahnfernstrecke Bebra–Halle sprengen zu können, während sie 

befahren wurde. Der Anschlag gelang. Zufällig gab es »nur« drei Tote und einige ver-

schieden stark Verletzte. Zu den Toten zählte ein kleines Kind. Die Empörung im ganzen 

Bund war groß. Aber immerhin, Löhnke, ein schwedischer Staatsbürger, wurde enttarnt 

und festgesetzt. Schließlich gestand er die Tat sogar, obwohl er selbstverständlich nicht 

mißhandelt worden war. Er habe mit Wissen, wenn nicht sogar Billigung des rotgrünen 

Schattenkabinetts in Malmö gehandelt. Das dementierte selbstverständlich umgehend 

»aufs Schärfste«. Über Wochen tobten diplomatische Schlachten im Dreieck Kassel–

Malmö–Stockholm. Ich betonte dabei wiederholt, es gehe nicht um die Bestrafung 

Löhnkes; bekanntlich habe man im ROB ohnehin die übliche Justiz abgeschafft; selbst auf 

sogenannte Entschädigung könnten wir getrost scheißen. Wir seien gern bereit, Löhnke 

unverzüglich auszuliefern, sofern sich die Rotgrünen in Malmö nur dazu herbeilassen 

könnten, ihren Anhängern und Agenten von solcher kriminellen Wühlarbeit grundsätzlich 

abzuraten. Das Tauziehen war noch im Gange, als einigen Leuten im Osten, darunter die 

Eltern des getöteten Kindes, der Kragen platzte. Sie stahlen den Gefangenen im Morgen-

grauen aus dem GO-Keller im Bezirk Halle-Süd, wo er schmorte, und warfen ihn kurz 

darauf just von der halbzerstörten Saalebrücke aus in den Fluß. Da er gefesselt war, 

ertrank er selbstverständlich. Nun fischten sie seine Leiche heraus und begruben sie 

gleichsam im Schatten der Brücke am Ufer. Abschließend setzten sie einen Pfosten mit 

einem Schild, auf dem lediglich das Anschlagsdatum und der Name des Agenten stand. 

Jetzt schlugen die Wogen in Mitteleuropa erneut hoch. Ich erklärte im Namen der 

Bundesleitung: »Wir können die Aktion unserer ostdeutschen Genossen nicht begrüßen, 

aber wir verdammen sie auch nicht. Im ROB ist jeder Bürger allein seinem Gewissen 

verantwortlich. Hält er es für richtig oder unabdingbar, das zu üben, was die Scheinhei-

ligen der herkömmlichen Richterroben- und Zuchthausstaaten Selbstjustiz nennen, kann 

er es tun, ohne sich dadurch Nachteile zuzuziehen. Wir betrachten den Fall Löhnke jetzt 

als abgeschlossen. Weitere diplomatische Bemühungen sind von Kassel nicht mehr zu 

erwarten.«

Ich halte es für angebracht, Sie noch mit einigen tiefer schürfenden Gedanken zum 

Thema Justiz bekannt zu machen. Der thüringische Schriftsteller Heinz Jäckel, damals 

selber Bürger der Zwergrepublik Konräteslust im Nessetal (bei Gotha), beobachtete 2010 

ein sogenanntes »Öffentliches Forum« im dortigen Schloß, bei dem es um einen (angeb-



lichen) Kindesmißbrauch ging. Der beschuldigte Genosse wurde weder »verurteilt« noch 

»freigesprochen« – der Fall blieb offen. Viele fanden die Verhandlung aber lehr- und 

hilfreich. Jäckel veröffentlichte anschließend auf zwei Seiten der Berliner Tageszeitung 

Junge Welt einen an diesem Fall aufgehängten Grundsatzartikel. Daraus im folgenden 

Abschnitt ein Auszug. Die Namen der Betroffenen sind von Jäckel benutzte Decknamen.

Heinz Jäckel zum Recht     An Recht, Rechtsstaat, Rechtspflege, Rechtssicherheit 

glauben im Grunde nur Einfaltspinsel, die auf die Eindeutigkeit der Dinge bauen. In 

Wahrheit sind die Dinge natürlich so wenig eindeutig wie der Mensch und die von ihm 

erfundene Sprache. Wer zum Beispiel Gerlinde näher kannte, ließ sich von ihrem herri-

schen Zug nicht mehr blenden. Sie wäre ohne Zweifel gern die herausgeputzte Gutsherrin 

gewesen, hätte diese Rolle aber niemals ausfüllen können. Mit ihrem Draufgängertum 

übertünchte sie tiefsitzende Minderwertigkeitsgefühle. Ein Stolpern auf dem Hofpflaster 

ihrer GO konnte sie aus dem seelischen Gleichgewicht bringen. Stieß Anja versehentlich 

eine Blumenvase um, löste sie einen hysterischen Anfall ihrer Mutter aus. Doch zwei 

Stunden später, und Gerlinde war die Zärtlichkeit und Fürsorge in Person. Das Dumme 

war, man wußte nie, welche Seite wann zum Tragen kommen würde. Die Person Gerlinde 

war unberechenbar. Habe ich dagegen einen Paragraphen, der bestimmt, Totschlag sei 

verboten und werde mit mindestens fünf Jahren Haft geahndet, scheint die Sache klar zu 

sein.

Jedoch: stellt auch die Verabreichung von Gift einen Totschlag dar? Und wenn ich 

das tödliche Gift über Jahre hinweg in Form von Verachtung in das Herz meines Opfers 

träufele? Gar keine oder nur die Mindeststrafe? Der oben erwähnte schwarze US-Bürger 

Mumia Abu-Jamal schmort für eine angeblich im Handgemenge vorsätzlich begangene 

Ermordung eines Polizisten trotz erheblicher Zweifel an seiner Täterschaft seit 27 Jahren 

unter der Todesstrafendrohung – kein Richter nennt das Unrecht und Folter. Wir spra-

chen bereits davon, daß auch die Phänomene Gewalt und Gerechtigkeit nicht eindeutig 

sind. Ein »linker« Vater dreht seiner Tochter, Bodo Ramelow der Republik Konräteslust 

den Geldhahn zu – wer wollte da von Erdrosselung sprechen? Läßt der deutsche Oberst 

Georg Klein von seinem behaglichen Platz am Bildschirm aus ungefähr 100 afghanische 

Zivilisten bombardieren, ist es kein Mord oder Totschlag, weil es für eine gute Sache ist. 

Zweifel an der Güte verbittet sich »Verteidigungsminister« Karl-Theodor zu Guttenberg. 



Ohrfeigen Sie einmal einen abgerissenen Obdachlosen, der ihren schönen Hund be-

schimpft! Es wird Ihnen nichts passieren. Aber ohrfeigen Sie einmal Guttenberg!

Hier prallt die Buchstabengläubigkeit des gesetzestreuen Bürgers auf die Machtver-

hältnisse. Es gibt keinen Paragraphen, den ich nicht so oder so auslegen könnte; bin ich 

aber machtlos, wird sich meine Version kaum durchsetzen. Dieses System der Rechtspflege 

funktioniert umso besser, je mehr es im Laufe der Zivilisation verkompliziert werden kann. 

Wissen und Winkelzüge haften magnetisch an den Platinuhren der jeweils herrschenden 

Elite, während der Indio nur seine Machete hat. Damit ist er dem Dschungel aus Paragra-

phen, Kommentaren und Ausnahmeregelungen nicht gewachsen. Dieser Dschungel 

erstickt jedes Bemühen um Gerechtigkeit im Keim, von seiner aberwitzigen Kostspieligkeit 

einmal abgesehen. Genau deshalb wurde er gepflanzt: er macht die Welt undurchschaubar 

und verbürgt Unmengen einträglicher Arbeitsplätze, vom Gerichtsdiener und Rechtsbe-

rater bis zum obersten Verfassungshüter.

Ein republikanisches Rechtswesen muß selbstorganisiert und egalitär sein wie die 

Republik auch sonst. Klappt das nicht, klappt die ganze Republik nicht. Ihre Verfassung 

genügt. Sie benötigt kein Gesetzbuch, denn jeder weiß, was gut und böse ist oder meint es 

jedenfalls zu wissen: darüber kann man sich verständigen. Während sich Gut und Böse 

stets gleich bleiben, liegt doch jeder Konfliktfall anders. Deshalb hat eine republikanische 

Schlichtung biegsam zu sein; sie erfindet das Recht ständig neu. Allerdings unterstellt sie 

dabei den wohlwollenden, gemeinnützigen Republikaner, während Cäsar, Krupp und 

Guttenberg den eigennützigen, auf Abwege sinnenden, Ränke schmiedenden, haßerfüllten 

Bürger unterstellen. Sie ernten, was sie säen. Die Republik benötigt keine Polizei, keine 

Erzwingungshaft, keine Strafe. Die soziale Ächtung erzwingt genug, falls es nötig sein 

sollte. Strafe beinhaltet den Vergeltungs- und Sühnegedanken, den freie sterbliche Men-

schen ablehnen. In eine groteske Welt gepfropft zu sein, ist schon Strafe genug. Der 

Mensch, der gefehlt hat, soll nicht büßen; er soll es in Zukunft besser machen. Das 

Gefängnis macht ihn schlechter.

Der einzige Sinn einer Freiheitsstrafe unter republikanischen Bedingungen könnte 

der Schutz der Gemeinschaft vor eingefleischten Übeltätern sein, beispielsweise Kinder-

schändern, Vergewaltigern, Totschlägern. Doch zum einen wird man diese Sorte in der 

Republik kaum antreffen, sofern diese nicht unablässig von außen mit Gift vollgepumpt 

wird. Zum anderen ist es in krassen Fällen immer noch besser, dem notorischen Übeltäter 

in Selbsthilfe das Handwerk zu legen, als ihn einer staatlichen Züchtigungsmaschinerie zu 

überantworten. Deren Gewaltmonpol wäre das weitaus größere Übel. Es wäre also vorzu-

ziehen, den betreffenden Menschen zu verjagen, zu verprügeln, notfalls auch zu töten. Das 



hätten die betroffenen RepublikanerInnen persönlich und eigenhändig zu tun. Damit 

bliebe auch die Verantwortung für ihr Tun (und infolgedessen beispielsweise ein schlech-

tes Gewissen) bei ihnen. So hielten es viele amerikanische Indianerstämme und viele 

Völker oder Gruppen vor ihnen. Wir dagegen delegieren unsere Verantwortung an die 

Züchtigungsmaschinerie und widmen uns dem Frühstücksei nebst Zeitung.

Fred Hampton     Im folgenden übernehme ich sechs Fälle aus meiner jüngsten Arbeit 

Mordopferlexikon (2026). Hampton zum Beispiel war der führende Genosse der Chica-

goer Sektion der noch jungen Black Panther Party. Die meisten Quellen im Internet halten 

es offenbar für ziemlich wahrscheinlich, daß er am 4. Dezember 1969 geplant und gezielt 

hingerichtet worden ist. Aber nicht etwa in einem US-Staatsgefängnis. Vielmehr hielt sich 

der dunkelhäutige, erst 21 Jahre alte Aktivist im Chicagoer Hauptquartier seiner antiras-

sistisch und klassenkämpferisch gestimmten Partei auf, und da es Nacht war, lag er in 

einem Bett und schlief. Möglicherweise waren ihm Betäubungsmittel untergejubelt 

worden. Einige Zeit nach dem Überfall wurde William O'Neal, Hamptons Leibwächter, 

sowieso als FBI-Agent enttarnt, der seinen Vorgesetzten Tage vor der Razzia einen Woh-

nungsgrundriß mit einem »X« geliefert hatte, das genau Hamptons Bett markierte.* In 

besagter Nacht brach also überraschend ein wahres Rudel von Polizisten, die sofort aus 

allen Rohren schossen, über das Hauptquartier herein. Das Züricher Magazin behauptet, 

von den überrumpelten Panthern sei überhaupt nur eine einzige Kugel abgefeuert worden, 

»während fast hundert Kugeln aus Polizeiwaffen stammten.« Hampton erhielt unter 

anderem einen Kopfschuß. Auch sein Genosse Mark Clark (22) kam bei diesem Überfall 

um.

Das Magazin unterstreicht, der »charismatische« Hampton sei trotz seines 

glänzenden High-School-Abschlusses keineswegs der übliche marxistische oder mao-

istische Laberkopf gewesen, der sich gern bewundern läßt. Er habe viele soziale Pro-

gramme für die schwarzen Gemeinden der Großstadt eingeführt, die Versöhnung der 

zahlreichen Straßenbanden angestrebt und natürlich auch für Politische Bildung und 

Kontrollorgane gegen die rassistische Polizei gesorgt. Für FBI-Boß J. Edgar Hoover jedoch 

stellten just diese neuen Panther »die größte Bedrohung für die innere Sicherheit des 

Landes« dar. Er habe die Polizei von Chicago aufgefordert, mit aller Macht gegen sie 

vorzugehen.



Wen wundert es, wenn sich nie auch nur die kleinste Schnapsnase der Polizei für 

diesen brutalen Überfall vor Gericht zu verantworten hatte, von Hoover ganz zu schweigen. 

Immerhin kommt aber ein zivilgerichtlicher Vergleich von 1982 schon fast einem Schuld-

eingeständnis gleich. Neun Überlebende und Verwandte von Hampton und Clark hatten 

eine Klage wegen »unrechtmäßigen Todes» eingereicht. Das Verfahren mündete in jenem 

Vergleich. Danach wurden den Klägern insgesamt beachtliche 1,85 Millionen Dollar an 

Entschädigung zugesprochen; laut Wikipedia wären das heute gut sechs Millionen 

gewesen. Und wer hatte diese Summe aufzubringen? Etwa Hoover oder die erwähnten 

Schnapsnasen privat? Weit gefehlt. Sie sei zu je einem Drittel von der US-Bundesregierung 

(des Ronald Reagan), dem Cook County und der Stadt Chicago aufgebracht worden. Also 

zum Teil von jenen schwarzen Bürgern, die sich Schulspeisungen für SchülerInnen vom 

Munde absparen und zum Dank dafür früher oder später verprügelt oder getötet werden.

* An Spréach, »Die Geschichte von Fred Hampton«, UntergrundBlättle (Zürich, online), 19. Oktober 2022

Elfriede Kloo und Otto Praun     Eigentlich ist der berühmte bayerische Mordfall 

Brühne (1960) nur erwähnenswert, weil wir in ihm, wie Cassier betont*, einen vergleichs-

weise frühen und drastischen Fall bundesrepublikanischer Vorverurteilung haben. Diesen 

keineswegs unerheblichen Zug des demokratischen Rechts- und Meinungsmacht-Staates 

habe ich schon früher gestreift, etwa beim Entführungsfall Ursula Herrmann. Hier nun 

hatte man den Arzt Praun und dessen Haushälterin=Geliebte Kloo in der ärztlichen Villa 

am Starnberger See erschossen aufgefunden. Der Verdacht fiel rasch auf die blonde 

Lebedame Vera Brühne, geboren 1910, aus der Münchener Schickeria, die anscheinend 

stark an dem üppigen Erbe des Arztes interessiert gewesen war. Und die lieben Medien 

schossen nun gleichfalls aus allen Rohren, um aus der gefälligen Mutmaßung von dem 

habgierigen Vampir eine Tatsache zu machen. Cassier schildert das. Und er weist auch auf 

mehrere Lücken oder Schwachstellen in der Beweiskette gegen Brühne hin, so beispiels-

weise den Todeszeitpunkt betreffend. Nach dem Grundsatz, im Zweifel für den Ange-

klagten, hätte Brühne somit niemals in den Knast wandern dürfen. Aber sie bekam (1962) 

Lebenslänglich. 1979 wurde sie allerdings, wegen der angedeuteten Zweifel, von Mini-

sterpräsident F. J. Strauß begnadigt. Sie selber hatte den Tatvorwurf stets bestritten. Sie 

starb 2001 mit 91.



* Philip Cassier, https://www.welt.de/geschichte/kopf-des-tages/article235638198/Vera-Bruehne-Schon-

vor-dem-Urteil-war-sie-Moerderin-und-gieriges-Luder.html, 14. Dezember 2021 

Frederike von Möhlmann     Die 17jährige braunhaarige, hübsche Schülerin aus 

dem Landkreis Celle wollte 1981 nach einer Chorprobe in der Stadt per Anhalter in ihr 

Heimatdorf fahren, wurde aber von dem nicht viel älteren Autofahrer, der sie mitnahm, in 

einem Waldstück möglicherweise vergewaltigt, anschließend erstochen. Die Leiche wies 

zahlreiche Einstiche auf, sogar die Kehle war durchtrennt. Der mutmaßliche Täter H., 

damals 22, wurde zunächst gefaßt und zu Lebenslänglich verurteilt, nach Einspruch des 

Bundesgerichtshofes wegen Zweifel an wichtigen Beweismitteln allerdings 1983 wieder 

freigesprochen. Frederikes Vater Hans von Möhlmann fand den Einspruch sogar einleuch-

tend, hielt den eher schmächtigen H. nun über Jahre hinweg für unschuldig und zermar-

terte sich das Hirn nach alternativen Tätern.* 2012 jedoch sprach eine früher nicht mög-

liche DNA-Untersuchung erneut für H.s Schuld. Nun türmten sich freilich bürokratische 

Hürden vor Von Möhlmann auf, darunter die Bestimmung, ohne Geständnis sei eine 

Wiederaufnahme eines Strafverfahrens selbst im Mordfall unzulässig. Seine Rechtsanwälte 

bemühten unter anderem den Umweg über ein Zivilverfahren – vergeblich, denn der 

Anspruch auf Schmerzensgeld sei verjährt. Dann hofften sie eine Zeitlang auf gesetzliche 

Änderungen, durch die ein Wiederaufnahmeverfahren doch noch möglich gewesen wäre. 

Das erledigte sich 2023, als ein entsprechendes Reformvorhaben höchstrichterlich gekippt 

worden ist. Vater Von Möhlmann hätte sowieso nichts mehr davon gehabt. Er starb  im 

Sommer 2022 mit knapp 80 Jahren.

Selbstverständlich war es Von Möhlmann nicht um Geld gegangen – er wollte 

»Gerechtigkeit« und »Sühne«. Die Absurdität des hartnäckigen Ausspinnens von 

Paragrafen, die sich garantiert ins Gehege kommen, und allgemeiner der bürgerlichen 

Buchstabengläubigkeit, die einem auch bei diesem Fall ins Auge springt, konnte ihn nicht 

wanken machen. Dabei dürfte ihn bereits der grausame Mord bis ins Mark erschüttert 

haben. Die Belastungen der Prozeßzeit um 1982 führten ihn sogar in eine Psychiatrische 

Klinik. Dort lernt er zufällig Marianne Bachmeier kennen. Sie hatte gerade den mutmaß-

lichen Mörder ihrer Tochter, Anna, erschossen und sollte hier nun begutachtet werden. 

Von Möhlmann lehnt ihren Weg der »Selbstjustiz« freilich ab. Die Welt merkt an, der 

schon lange vor dem Mord geschiedene hochgewachsene, nun hagere Sozialarbeiter habe 

nicht mehr in seinen Beruf zurückfinden können. Er war jetzt sozusagen hauptsächlich 

https://www.welt.de/geschichte/kopf-des-tages/article235638198/Vera-Bruehne-Schon-vor-dem-Urteil-war-sie-Moerderin-und-gieriges-Luder.html
https://www.welt.de/geschichte/kopf-des-tages/article235638198/Vera-Bruehne-Schon-vor-dem-Urteil-war-sie-Moerderin-und-gieriges-Luder.html


Rechtssucher. Übrigens nebenbei eine verdammt kostspielige Angelegenheit, wie zur 

selben Zeit auch Vater Bamberski erfahren mußte. Möhlmann beschäftigte streckenweise 

drei Rechtsanwälte. »Für meine Tochter werde ich alles versuchen«, versichert er der 

Welt.

Vielleicht ist die Frage erlaubt: Und was hat die Tochter davon? Ich behaupte: 

nichts. Den Gram dagegen hat er. Ich nehme an, Von Möhlmann machte sich auch um die 

sogenannte Ehre seiner Tochter Sorgen – das wäre ziemlich müßig gewesen. Schlechte 

Meinungen, die Lebende über einen haben, kratzen Tote nicht mehr an. Noch verfehlter ist 

der Sühnegedanke. Keine Sühne macht die Tat ungeschehen und die sogenannte Rechts-

ordnung sicherer. Sollte sie lediglich dem Schutz vor weiteren Übergriffen des Täters 

dienen, wäre sie in diesem Fall Jahrzehnte zu spät gekommen, da H. ja dank jener Absur-

ditäten wieder freigelassen worden war. Man könnte beinahe glauben, die Messerstiche 

hätten den Vater heftiger als die Tochter getroffen. Was wissen wir von der Scheidung? 

Nichts. Die Frau nimmt die ältere Tochter mit. Der Mann hat womöglich nur noch 

Frederike. Die 17jährige galt als verträumt, heißt es in der Welt. Mehr wissen wir wahr-

scheinlich auch davon nicht.

* Christine Kensche, https://www.welt.de/vermischtes/article145372551/Wenn-der-Moerder-der-Tochter-

neben-einem-sitzt.html, 19. August 2015 

Mariya Nakovska († 2014)     Möglicherweise wetteifert die nach der »Wende« 

hochaufgerüstete Kriminalpolizei von Halle mit den Kollegen aus München um den 

Nachweis: Es gibt perfekte Verbrechen! Damit spiele ich natürlich auf den ungelösten 

Mordfall Maria-Luise Artmeier an. Im Fall aus Halle war das junge Mordopfer (29) eine 

bulgarische Studentin der Wirtschaftswissenschaften. Als Mariya Nakovska Anfang 

Februar 2014 wie so oft, allerdings schon bei Dunkelheit, an der Peißnitzinsel joggt, wird 

sie in einem »tunnelartigen«, nahezu unbeleuchteten Wegstück überfallen und erwürgt. 

Ihre Leiche wird anderntags aus dem Mühlgraben gezogen. Die Polizei vermutet ein 

Sexualverbrechen. Sie hält die Joggerin außerdem für ein Zufallsopfer, was ja wohl 

bedeutet, in Nakovskas sozialem Umfeld wurden keine Verdächtigen gefunden, die etwa 

scharf auf sie – und auf die Krone jenes perfekten (geplanten) Verbrechens gewesen 

wären. Da die Polizei aber auch sonst keine Verdächtigen findet, stellt sie ihre Ermitt-

lungen im März 2018 vorläufig ein.* Schreie wurden damals nicht vernommen. Das Opfer 

https://www.welt.de/vermischtes/article145372551/Wenn-der-Moerder-der-Tochter-neben-einem-sitzt.html
https://www.welt.de/vermischtes/article145372551/Wenn-der-Moerder-der-Tochter-neben-einem-sitzt.html


selber, eine braunhaarige Frau mit vollen Lippen, hatte Kopfhörer auf. Freunde schildern 

sie als fröhlich, zuverlässig, herzensgut. Die Eigenschaften der ErmittlerInnen dagegen 

dürften bislang ziemlich andere sein.

Immerhin gab es im Todesjahr eine löbliche Spendensammlung für die Überfüh-

rung der Leiche in die Heimat. Danach war Mariya einziges Kind von anscheinend nicht 

superreichen Eltern.** Ein Farbfoto, das etliche Quellen schmückt, zeigt die Studentin 

außerdem so keck und lebenslustig, daß man beim Nachdenken über dieses Gewaltver-

brechen wirklich Magenkrämpfe bekommen könnte. Zumindest laut MZ vom 12. Mai 2022 

gilt der Fall nach wie vor als ungelöst. In dem älteren, hier verlinkten Artikel des Blattes 

erlaubt sich Staatsanwalt Klaus Wiechmann eine verräterische Formulierung. Es dürfe 

nicht sein, einen Mörder »ungestraft« herumlaufen zu lassen. Warum sagt er nicht 

unerkannt oder unbehelligt? Weil er im Grunde seines Magens Anhänger des alttesta-

mentarischen und altpreußischen Strafgedankens ist, jede Wette. Er dient Vater Staat und 

ist womöglich auch selber noch Vater. Der Strafgedanke verdankt sich immer Herrschafts-

gelüsten. In meinen Zwergrepubliken dienen »Sanktionen« – sofern dort überhaupt 

Verbrechen vorkommen – allein Schutzgründen. Schließlich möchte man die nächste 

Vergewaltigung verhindern. Bleibt der gestellte Täter hartnäckig uneinsichtig, rütteln auch 

Schlichtungsverfahren und Überzeugungskünste nicht an ihm, werden ihn die Betroffenen 

des Falles wahrscheinlich töten.

Jetzt sind Sie unter Umständen entsetzt. Machen Sie sich aber einmal klar, was eine 

Gesellschaft eine Gefängnis- und Wiedereingliederungsindustrie kostet. Sie kostet nicht 

nur ein Heidengeld und frißt stapelweise volkwirtschaftliche Potenzen. Sie baut vor allem 

ein Zweiklassensystem auf: drinnen sitzen die Schlechten; wir hier draußen sind die Guten. 

Lächerlich! Die Manager von Volkswagen und Rheinmetall sowie die Finanz- und 

RüstungsministerInnen Europas sitzen nur deshalb nicht »drin«, weil sie verschlagener als 

etwa ein prügelfreudiger Dorfgastwirt aus dem Allgäu sind. Jene Züchtigungsindustrie 

kann nur schädliche Auswirkungen haben. Dazu zählt, daß sie unsere Neigung zu Selbstge-

rechtigkeit und Selbstherrlichkeit nähren hilft.

* Oliver Müller-Lorey, https://www.mz.de/lokal/halle-saale/mordfall-mariya-nakosvka-es-darf-nicht-sein-

dass-ein-morder-ungestraft-herumlauft-3131313, 5. Februar 2019

** https://www.haus.uni-halle.de/haus-postille/ausgabe1-2014/

https://www.haus.uni-halle.de/haus-postille/ausgabe1-2014/
https://www.mz.de/lokal/halle-saale/mordfall-mariya-nakosvka-es-darf-nicht-sein-dass-ein-morder-ungestraft-herumlauft-3131313
https://www.mz.de/lokal/halle-saale/mordfall-mariya-nakosvka-es-darf-nicht-sein-dass-ein-morder-ungestraft-herumlauft-3131313


Heike Wunderlich     Die sächsische Textilarbeiterin aus dem VEB Plauener 

Gardine war erst 18, als sie im April 1987 auf einer Waldlichtung neben ihrem roten 

Moped vergewaltigt und erdrosselt aufgefunden wurde. Der Fall blieb lange Jahre 

ungelöst. Über das Rätsel des Opfers kann man noch heute Mutmaßungen anstellen. 

Wunderlichs Leiche war mit blauen Flecken übersät. Über die lebendige junge Frau 

jedoch, offenbar eine anziehend wirkende Dunkelhaarige, erfährt man aus den mir 

erreichbaren Quellen nicht mehr als dies, sie sei gesellig, aber vorsichtig Fremden 

gegenüber gewesen. Nach einem heimischen Blatt* wohnte sie, mit Brüdern, noch im 

Elternhaus. Die Reporterin erwähnt vom Prozeß, ein Bruder sei im Zeugenstand gebeten 

worden, dem Gericht zu schildern, »was für ein Mensch« seine Schwester gewesen sei. 

Man spitzt alarmiert die Ohren – und die Reporterin verrät kein Wort von der brüder-

lichen Schilderung. Wunderlichs Charakter? Oder ihre Sehnsüchte, falls sie welche hatte? 

Fast hätte ich mich trotz der jüngsten Bahnreise-Schikanen (erst Maskenzwang, dann 

Zugausfall) schon einmal nach Plauen aufgemacht, um verschiedenen Angehörigen, 

Kriminalbeamten und anderen Einheimischen eigenhändig auf den Zahn zu fühlen. Aber 

von den Beschwerlichkeiten und Hotelkosten und meinen nicht vorhandenen Referenzen 

einmal abgesehen, wäre das immer noch heikel gewesen, wie ich andernorts schon einmal 

im Zusammenhang mit dem schwäbischen Degenfechter Elmar Beierstettel anmerkte. 

Man rührt bei solchen Nachforschungen leicht Unmut oder gar Angst auf, und wenn es 

schlecht läuft, hat man gleich für den nächsten Toten gesorgt.

Seit 2017 gilt der Fall Heike Wunderlich als erledigt. Damals verurteilte das 

Zwickauer Landgericht einen ungeständigen 62jährigen Frührentner, der bereits zerrüttet 

und verwirrt war.** Wichtigstes Indiz sei eine sehr alte DNA-Spur gewesen. Zwar fanden 

sich auch Sperma-Spuren von mehreren anderen Männern, aber denen maßen die 

ErmittlerInnen keine Bedeutung mehr bei – da sie sich ja nun den Rentner Helmut S. 

ausgeguckt hätten, so ungefähr die Welt. Allerdings wohnte die Mutter des damals 

32jährigen lediglich rund drei Kilometer vom Tatort entfernt. S. kannte sein Opfer nicht, 

die Gegend freilich umso besser. Außerdem war der trinkfreudige Angeklagte, vor einem 

Schlaganfall wohl Kranfahrer, schon wiederholt »mit dem Gesetz in Konflikt gekommen«, 

einmal auch wegen sexueller Verfehlungen. Er saß mehrmals in Haft. Jetzt hat er Lebens-

länglich. Der Widerspruch seiner Rechtsanwälte wurde 2018 verworfen.

Etliche BeobachterInnen halten jene ausschlaggebende, schon beinahe versteinerte 

DNA-Spur für wenig beweiskräftig. An dem bekannten Grundsatz gemessen »Im Zweifel 

für den Angeklagten«, sei das Urteil nicht zu rechtfertigen. Wunderlichs Angehörige sollen 

jedoch mit ihm zufrieden sein. Durch Thiemes Artikel zieht sich leider der Besorgnis 



erregende Haß dieser Angehörigen. Dieser Haß mag üblich und verständlich sein, gleich-

wohl ist er immer ein schlechter Ratgeber. Selbst vorausgesetzt, der Verurteilte hat die 

junge Frau auf dem Gewissen, hat er sich seine offenbar ziemlich verunglückte Laufbahn 

auf Erden bestimmt nicht ausgesucht. Und bei seinem zerrütteten Zustand als invalider 

Frührentner dürfte es kaum erforderlich sein, ihn aus Schutzgründen in Ketten zu legen. 

Von daher riecht das Urteil stark nach Rache. Die Polizei hat Genugtuung für ihre oft 

vergebliche und oft auch verhöhnte Kärrnerarbeit im Reich des Bösen, und die Angehö-

rigen wissen jetzt amtlich verbrieft, warum die Welt so schlecht ist.

* Gabi Thieme, https://www.freiepresse.de/vogtland/plauen/mordprozess-heike-wunderlich-er-soll-

unseren-hass-spueren-artikel9958655, 24. Juli 2017

** Gisela Friedrichsen, https://www.welt.de/vermischtes/article168142300/Lebenslang-fuer-den-Mann-

der-sein-Verbrechen-komplett-vergass.html, 30. August 2017

Jean Zay († 1944 mit knapp 40)     Der Rechtsanwalt, Journalist und Politiker aus 

Orléans war zuletzt in der von Leon Blum geführten Volksfrontregierung Bildungsmi-

nister. Im September 1939 trat er zurück, um sich der französischen Armee anzuschließen. 

Schließlich reiste er als Leutnant nach Bordeaux und weiter nach Marokko, um von Afrika 

aus zu kämpfen. Dort wurde er allerdings von Kräften der Vichy-Regierung, die inzwischen 

mit den deutschen Faschisten Arm in Arm regierte, Mitte August 1940, mit anderen 

Widerstandskämpfern, verhaftet. Nun konnte man ihm unter dem fadenscheinigen Vor-

wurf der »Fahnenflucht« in Clermont-Ferrand einen Schauprozeß ausrichten, der mit 

»Lebenslänglich« endete. Zuletzt in der mittelfranzösischen Kleinstadt Riom eingesperrt, 

soll Zay unter zunehmenden Beschwerlichkeiten immerhin an Memoiren und neuen 

Reformplänen gearbeitet haben. Seine Gattin Madleine (zwei Töchter) darf ihn offenbar 

besuchen. Dann, am 20. Juni 1944, wird Zay – der wahrscheinlich einige Fluchtmöglich-

keiten ausschlug – unversehens von Vichy-Miliz aus dem Gefängnis entführt und in einem 

nahen Wald erschossen. Dabei waren die Alliierten inzwischen schon in der Normandie 

gelandet!

Das war also eine knappe – und eine überaus widerliche Sache, wenn man mich 

fragt. Übrigens war auch hier die Heimtücke im Spiel. Laut französischer Wikipedia gaben 

sich die drei Entführer als verkleidete Widerstandskämpfer aus, die Zay dem »Maquis« 

zuzuführen gedachten. In Wahrheit richteten sie ihn ohne jede Rechtsgrundlage hin. Das 

https://www.welt.de/vermischtes/article168142300/Lebenslang-fuer-den-Mann-der-sein-Verbrechen-komplett-vergass.html
https://www.welt.de/vermischtes/article168142300/Lebenslang-fuer-den-Mann-der-sein-Verbrechen-komplett-vergass.html
https://www.freiepresse.de/vogtland/plauen/mordprozess-heike-wunderlich-er-soll-unseren-hass-spueren-artikel9958655
https://www.freiepresse.de/vogtland/plauen/mordprozess-heike-wunderlich-er-soll-unseren-hass-spueren-artikel9958655


Lexikon nennt sogar die Namen der Entführer. Der überlebende angebliche Haupttäter 

soll später noch belangt worden sein. Aber auf diese Schergen kommt es natürlich so wenig 

wie auf die Unrechtmäßigkeit an. Das entscheidende Widerliche ist das Fehlen jeder 

Hochherzigkeit beim Gegner, voran den Kollaborateuren, die in Vichy saßen. Deren Thron 

war ja sowieso bereits unwiderruflich angesägt und verloren. Diesen Umstand hätten sie 

reumütig eingestehen und den Leuten um De Gaulle eine postfaschistische Zusammen-

arbeit anbieten können. Allerdings gebe ich zu, solch ein Weg ist in einer Welt des 

Eigennutzes und der Rechthaberei undenkbar. Ihn beschreiten nur Einfaltspinsel.

Nach dem Mordopfer sind in Frankreich unter anderem zahlreiche Schulen 

benannt, darunter das Lycée Jean Zay in Thiers. Es soll sich um eine sowohl allgemein-

bildend als auch technisch ausgerichtete Oberschule handeln, eröffnet 1933. Für mein 

Empfinden zeigt die Architektur einen eher unangenehmen futuristisch-faschistischen 

Zug. Als AbnehmerInnen der Beschulten habe man vor allem die Industrie im Auge. Von 

daher wette ich darauf, Ritterlichkeit, wie die Hochherzigkeit einst auch hieß, wird da nicht 

gelehrt.

Goldrausch am Bello     Bekanntlich löste sich der mehr oder weniger anarchistisch 

gestimmte korsische Zirkus Rennbahn um 1980, nach 10jährigem Wirken, aus eigenem 

Antrieb wieder auf. Im Text teile ich mit, auf der Rennbahn von Porto Canto hätte sich 

dann ein Kollektivbetrieb der Fertigung und des Verkaufs von Wohnwagen etabliert, da 

man ja solche, vom Zirkus her, ohnehin schon in größeren Mengen hatte. Ex-Kriminal-

kommissar Petru Belmosto habe sich nicht an dem neuen Unternehmen beteiligt, da er 

nach Lateinamerika auszuwandern gedachte. Zu dieser Wendung fiel mir jedoch kürzlich 

(2026) eine Alternative ein. Ich will sie nun keineswegs weitschweifig entwickeln, doch der 

Kern dieser neuen Geschichte ist vielleicht der Rettung wert, weil er eine Form der kollek-

tiven Gefangenschaft vorstellt, die es wohl bis dahin noch nie gegeben hatte. Sie diente der 

anarchistischen Rechtspflege.

Ein wenig muß ich natürlich noch ausholen. Wie man sich erinnert, war Petru mit 

dem vermögenden, wohltäterisch gestimmten »Grafen« befreundet, bei dem er auch eine 

Zeitlang gewohnt hatte. Kurz vor dem Auflösungsbeschluß verriet der hagere Greis dem 

Ex-Polizisten unter hübscher Geheimnistuerei, er habe gerade eine überraschende, ohne 

Zweifel interessante Mitteilung von Jaques Vigeaud erhalten. Das war ein Förster, der in 



den Blauen Bergen ein beträchtliches Waldgebiet betreute, das dem Grafen gehörte. Ein 

Mitarbeiter von Vigeaud sei im Bett des Bellos rein zufällig auf goldhaltiges Geröll gesto-

ßen! Der Bello war ein Gebirgsbach. Sie hätten sich die Fundstätte dann unter Beiziehung 

eines Experten, der schon seit Jahren nach Gold suchte und mit Gold handelte, angesehen. 

Danach schien der Bello mitten in des Grafen Wald auf mindestens 12 Kilometern Strecke 

goldhaltiges Geröll zu bieten. Der Fachmann habe ein systematisches Schürfen empfohlen. 

Der Goldpreis steige ja ohnehin dauernd an, weil der Dollar verfalle. Man müsse nur die 

richtigen Leute für das Schürfen finden, die nicht gleich mit jeder erbeuteten Unze stiften 

gingen.

Die Warnung war nicht unbegründet, wie wir noch sehen werden. Petru trug die 

schillernde Nachricht ins Zirkusplenum, und es bedurfte keiner langwierigen Debatten, 

um einem Löwenanteil der Truppe ein neues Nahziel zu geben. Bald darauf zogen rund 30 

ehemalige Zirkusleute mitsamt ihrer Wohnwagen in des Grafen Hochwald. Die Wagen 

wurden in dem reizvollen, wenn auch eher engen Bergtal des Bello aufgefädelt. Da man 

flußabwärts zu schürfen gedachte, behielt man zwei Schlepper, um die Wagen bei Bedarf 

umstellen zu können. Ungefähr in der Mitte der goldhaltigen Strecke bauten Zimmerleute 

der Rennbahn in Windeseile ein rundes Gemeinschaftshaus mit Küche und Kompostklos. 

Förster Vigeaud hatte für Strom- und sogar Telefonanschluß gesorgt. Wie sich versteht, 

hatte man neben Sieben und Schaufeln auch hohe, gefütterte Anglerstiefel erworben, war 

der Bello doch auch im Hochsommer recht kühl. An einem Tag Ende Mai fischten die 

Goldjäger die ersten glitzernden Klümpchen aus dem Bach.

Der Graf war ihnen bekannt großzügig entgegen gekommen. Die Bellokommune 

könne den Erlös jeder erbeuteten Unze, die sie zur Stammbank des Grafen am Hauptmarkt 

in Porto Canto trugen, für sich behalten. Die Kommune hatte eine – wie sie glaubte – dieb-

stahlsichere vorübergehende Aufbewahrung ihrer täglichen Ausbeute ausgeheckt. Das 

Gold wanderte in einen Ledersack, der jeden Tag in einem anderen Wohnwagen versteckt 

wurde. Die Reihenfolge der Verstecke überließen sie kurzerhand, an den Nachnamen der 

Kommunarden orientiert, dem Alphabet. Diese Reihenfolge hatte natürlich jeder Kommu-

narde im Kopf; Fremde dagegen konnten sie unmöglich kennen. Ungefähr wöchentlich 

wurde der gefüllte Ledersack zur Bank gefahren. Gewiß sprach sich die neue Erwerbs-

tätigkeit der Zirkusleute in der Stadt allmählich herum – doch welche Gaunerarmee wollte 

Ihnen in dem Privatwald des Grafen schon auflauern? Förster Vigeaud war ohnehin mit 

von der Partie, und für Notfälle hatten er und seine Gehilfen Flinten. Er hatte vorsichts-

halber sogar auf beiden Bachseiten Warnschilder aufstellen lassen: Bleiben Sie bitte 

zurück! Hier wird gesprengt und nicht lange gefackelt.



Wenn alle Stricke rissen, konnte die Kommune sogar ein eng mit ihr befreundetes 

Sicherheitsunternehmen aus Porto Canto alarmieren. Bis zur Schürfstelle fuhr man von 

der Hafenstadt aus keine 20 Kilometer. Im Gegensatz zur blutjungen Akrobatin Julia 

Siebenschuh (die mit dem Geparden) hatte sich Petru Belmosto nicht der Bellokommune 

angeschlossen, vielmehr gemeinsam mit seinen alten Kumpels Rino Prat, Schumolia und 

Zach die Firma Anarchofuchs gegründet. Sie wurde bereits regelmäßig von der anarchi-

stisch geprägten Stadtregierung beschäftigt, nebenbei auch subventioniert. Fernziel war, in 

der ganzen Balagne die Polizei und die Gerichte überflüssig zu machen.

Was die Bellokommune betraf, war noch kein Fernziel festgelegt worden. Die Frage, 

was man denn mit dem vielen Zaster beginnen wolle, wurde selbstverständlich vielerörtert. 

Man mußte freilich auch abwarten, welche Summe am Ende unter dem Strich stehen 

würde. Einige hofften, sie genüge, um der Familie Siebenschuh die immer schlechter 

gehende hafenstädtische Emma-Schreibmaschinenfabrik abzukaufen, um in deren Gebäu-

den ein Zentrum des Snookersportes einzurichten. Dummerweise sah sich jene Summe 

allerdings an einem späten Augusttag erst einmal jäh um einen nicht mickrigen Batzen 

geschmälert. Johanna G., eine frühere Mitbetreuerin der Zirkuspferde, platzte um Mittag 

in das Gemeinschaftshaus und rief erbost: »Der Sack ist weg! Jemand muß ihn geklaut 

haben.«

Man brauchte nicht lange, um sich gegenseitig zu versichern, hinter diesem dreisten 

Diebstahl könne nur ein Mitglied der Kommune stecken. Nun wurde die Betretenheit 

immer größer. Ein Verräter in den eigenen Reihen! Ob vielleicht der und der ..? Das Gift 

des Mißtrauenes begann in die Kieferndielen des Gemeinschaftshauses zu sickern, obwohl 

sie ohnehin schon mit Leinöl getränkt waren.

Die Frage, wie man die Beute zurückbekäme, vor allem jedoch weitere Diebstähle 

verhindere, wurde eine Stunde lang ergebnislos erörtert. Dann meinte Julia, Petru müsse 

her. Nach rund 20 Minuten traf gleich die ganze vierköpfige Firma Anarchofuchs ein. 

Wortführer Petru schloß sich zunächst der Einschätzung an, der Dieb oder die Diebin seien 

eigenes Gewächs. Im übrigen hatte das Quartett auf der Herfahrt bereits einen Plan ent-

wickelt. Petru erkundigte sich zunächst, ob die Kommune vollständig sei, also niemand 

fehle. Das wurde bejaht. »Dann sehen wir keine andere Möglichkeit als die folgende …«

Die Kommunarden sollten in ihrem Gemeinschaftshaus eingesperrt und von den 

vier Anarchofüchsen bewacht werden. Die Küche werde verrammelt. Widerstand einzelner 

werde mit Kampfkunstgriffen, Versuch des Massenausbruchs mit Schüssen in die Beine 

gebrochen. Es handle sich also unter anderem auch um Psychoterror und Hungerblockade, 

gaben die Füchse unverblümt zu. Die ganze Kommune habe mit dem gesuchten Verräter 



zu leiden, bis dieser die Kraft oder die Nerven verliere und sich zu erkennen gebe. Oder ob 

sie etwa eine alternative Lösung wüßten?

Das war nicht der Fall. Es war 15 Uhr. Die folgenden rund 18 Stunden wären 

sicherlich ein gefundenes Fressen für manche psychologisch orientierte Krimiautoren 

gewesen, doch wir übergehen sie. Bemerkenswert ist, daß sich die Bewacher von der sich 

ankündigenden Wende zunächst täuschen ließen. Morgens gegen Neun war das Wimmern 

der Kommunardin Esther nicht mehr zu überhören. Sie habe zunehmend Magenkrämpfe 

und Herzbeklemmungen, stöhnte die recht hochgewachsene und kräftige, schwarzhaarige 

Frau. Sie war um die 40. Ob man sie vielleicht einmal freundlicherweise in ihr Wohn-

wagenbett lassen und einen Arzt benachrichtigen könne? Prat und Schumolia, die herein-

gekommen waren, führten Esther, die anscheinend nur noch mühsam gehen konnte, 

hinaus. Kaum hatten sie Esthers Wohnwagentreppe erreicht, riß sich die Todkranke los, 

griff nach einem Knotenstock, der neben der Treppe lehnte, und mähte ihre beiden Beglei-

ter mit dessen Hilfe glatt von den Füßen. Prat und Schumolia schrieen verständlicherweise 

auf, während Esther offensichtlich vorhatte, mit ein paar Sätzen im Wald zu verschwinden. 

Doch Petru hatte aufgepaßt. Er hatte dem Grüppchen nachgeblickt, und nun schoß er 

Esther aus knapp 40 Metern Entfernung gleichsam waidwund. Er traf sie am rechten 

Oberschenkel; sie fiel auf die Nase. Der ehemalige Polizeichef von Porto Canto eilte zu ihr 

und legte ihr erst einmal Handfesseln an.

Nachdem allen drei Verletzten Erste Hilfe geleistet worden war, wurde im Gemein-

schaftshaus Kaffee gekocht und eine Beratung eröffnet, wie nun mit Esther zu verfahren 

sei. Viele sprachen dabei etwas undeutlich, weil sie sich bereits mit Eßwaren aus der Küche 

vollstopften. Andere ermahnten sie allerdings: wenn sie jetzt zu viel Essen herunterschlän-

gen, erginge es ihnen wie der armen Esther. Die kochte natürlich. Sie schimpfte auf die 

Scheißkommune und ließ durchblicken, sie hätte schon in der letzten Zirkuszeit die 

Schnauze vom sogenannten alternativen Leben gestrichen voll gehabt. Dagegen weigerte 

sie sich erwartungsgemäß, die Namen der »Freunde« preiszugeben, bei denen sich der 

geraubte Ledersack befand. Sie sprach nur davon, sie wohnten in der Hafenstadt.

»Also gut«, sagte Petru Belmosto nach rund 20 Minuten. »Mein Vorschlag ist der 

folgende. Statt uns endlos mit der Fragerei nach dem Sack mit Gold aufzuhalten, sollten 

wir ihn heldenhaft verschmerzen. Der Bello wird der Kommune noch genug Ausbeute 

liefern. Wir sind sogar so hochherzig, Esther nach Porto Canto mitzunehmen und am 

Kreiskrankenhaus abzusetzen. Ab diesem Punkt soll sie uns freilich am Arsch lecken. Wir 

vergessen sie. Sollte sie die Frechheit besitzen, hier noch einmal unangemeldet aufzu-

tauchen, wird sie allerdings als Freiwild betrachtet. Wir werden Vigeaud und seine Leute 



entsprechend ins Bild setzen. Übrigens, da hinten kommt er schon angetrabt. Wahrschein-

lich hat er meine Schüsse gehört … Mit anderen Worten: hat Esther Pech, wird sie am Ort 

ihrer Sünde erschossen … Was haltet ihr davon?«

Der Vorschlag wurde nach kurzer Debatte angenommen. Die Anarchofüchse 

gönnten sich noch ein paar Schluck frisch aufgebrühten Kaffee, dann trugen sie die am 

Bein verbundene und geschiente Genossin Esther in ihren Firmenwagen.

 •  •  • 


